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In Teil II Nr. 35, ausgegeben am 13. Juli 1961, ist verkündet: Gesetz zu den Zollabkommen vom 18. Mai 1956 über 
die vorübergehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch, über die vorüber¬ 
gehende Einfuhr gewerblicher Slraßenfahrzeuge und über Fehälter. 


Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

Vom 10. Juli 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 903) in der Fassung des Bun¬ 
desbaugesetzes vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 341) wird wie folgt geändert: 

1. a) § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bundesstraßen des Fernverkehrs (Bun¬ 
des fernst raßen) sind öffentliche Straßen, die 
ein zusammenhängendes Verkehrsnetz bil¬ 
den und einem weiträumigen Verkehr dienen 
oder zu dienen bestimmt sind. In der ge¬ 
schlossenen Ortslage (§ 5 Abs. 4) gehören 
zum zusammenhängenden Verkehrsnetz die 
zur Aufnahme des weiträumigen Verkehrs 
notwendigen Straßen." 

b) § 1 Abs. 4 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. der Straßenkörper; das sind besonders 
der Straßengrund, der Straßenunterbau, 
die Straßendecke, die Brücken, Tunnel, 
Durchlässe, Dämme, Gräben, Entwässe¬ 
rungsanlagen, Böschungen, Stützmauern, 
Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits¬ 
streifen;" 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält die Fassung: 

„Widmung, Umstufung, Einziehung". 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine Straße erhält die Eigenschaft 
einer Bundesfernstraße durch Widmung." 

c) In Absatz 2 werden die Worte „in den Be¬ 
sitz nach § 19 Abs. 3 eingewiesen ist" er¬ 
setzt durch die Worte „den Besitz durch Ver¬ 
trag, durch Einweisung nach § 19 Abs. 3 oder 
in einem sonstigen gesetzlichen Verfahren 
erlangt hat". 

d) Folgender Absatz 3 a wird eingefügt: 

„(3 a) Eine öffentliche Straße, die die Vor¬ 
aussetzung des § 1 Abs. 1 oder 3 erfüllt, ist 
zur Bundesautobahn oder Bundesstraße, eine 
Bundesstraße, die die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 3 erfüllt, zur Bundesautobahn auf¬ 
zustufen." 

e) Die Absätze 4 bis 6 erhalten folgende Fas¬ 
sung: 

„(4) Eine Bundesfernstraße, bei der die 
Voraussetzungen des § 1 weggefallen sind, 
ist entsprechend ihrer Verkehrsbedeutung 
in die sich aus dem Landesrecht ergebende 
Straßenklasse abzustufen oder, wenn sie 
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jede Verkehrsbedeutung verloren hat oder 
überwiegende Gründe des öffentlichen Wohls 
vorliegen, einzuziehen. 

(5) Die Absicht der Einziehung ist drei 
Monate vorher in den Gemeinden, die die 
S t r a ß e b e r ährt, ö I fentli di b e kann t zum ach en, 
um Gelegenheit zu Einwendungen zu geben. 
Von der Bekanntmachung kann abgesehen 
werden, wenn die zur Einziehung vorgesehe¬ 
nen Teilstrecken in den im Planfeststellungs¬ 
verfahren aus gelegten Plänen (§ 18 Abs. 2) 
als solche kenntlich gemacht worden sind 
oder Teilstrecken im Zusammenhang mit Än¬ 
derungen von unwesentlicher Bedeutung 
(§ 17 A bs. 2) eingezogen werden sollen. Die 
Abstufung soll nur zum Ende eines Rech¬ 
nungsjahres ausgesprochen und drei Monate 
vorher angekündigt werden. 

(6) Über Widmung, Umstufung und Ein¬ 
ziehung entscheidet die oberste Landes¬ 
straßenbaubehörde. Sie hat vor einer Wid¬ 
mung oder Aufstufung das Einverständnis 
des Bundesministers für Verkehr herbeizu¬ 
führen. Die Entscheidung ist in einem vom 
Land zu bestimmenden Amtsblatt bekannt- 
z um a chcn." 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „9000" durch 
„50 000" ersetzt, 

b) An die Stelle des Absatzes 3 treten folgende 
Absätze 3 und 3 a: 

„(3) In den Ortsdurchfahrten der übrigen 
Gemeinden ist die Gemeinde Träger der 
Straßenbaulast für Gehwege und Parkplätze. 

(3 a) Führt die Ortsdurchfahrt über Straßen 
und Plätze, die erheblich breiter angelegt 
sind als die Bundesstraße, so ist von der 
Straßenbaubehörde im Einvernehmen mit der 
Gemeinde die seitliche Begrenzung der Orts¬ 
durchfahrt besonders festzulegen. Kommt ein 
Einvernehmen nicht zustande, so entscheidet 
die oberste Landesstraßenbaubehörde." 

4. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§5a 

Zuwendungen für fremde Träger 
der Straßenbaulast 

(1) Zum Bau oder Ausbau von Ortsdurch¬ 
fahrten im Zuge von Bundesstraßen und zum 
Bau oder Ausbau von Zubringerstraßen zu Bun¬ 
desautobahnen kann der Bund Zuschüsse oder 
Darlehen gewähren. 

(2) Soweit Mittel für Zuwendungen an fremde 
Baulastträger im Bundeshaushalt aus dem 
zweckgebundenen Mehr auf kommen der Mineral¬ 
ölsteuer bereitgostcllt werden, gewährt der Bund 
im Einvernehmen mit dem beteiligten Land dar¬ 
aus auch Zuschüsse zum Bau oder Ausbau von 
Gemeinde- und Kreisstraßen, die Zubringerstra¬ 
ßen zu Bundesstraßen in der Baulast des Bundes 
sind. 


(3) Zuwendungen nach den Absätzen 1 und 2 
werden gewährt, wenn ein Interesse des weit¬ 
räumigen Verkehrs besteht." 

5. In § 6 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(la) Der bisherige Träger der Straßcnbau- 
last hat dem neuen Träger der Straßenbaulast 
dafür einzustehen, daß er die Straße in dem 
durch die Verkehrsbedeutung gebotenen Um¬ 
fang ordnungsgemäß unterhalten und den not¬ 
wendigen Grunderwerb durchgeführt hat." 

6. In § 7 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Macht die dauernde Beschränkung des 
Gemeingebrauchs durch die Straßenbaubehörde 
die Herstellung von Ersatzwegen notwendig, so 
haben die für die Ersatzwege zuständigen Trä¬ 
ger der Straßenbaulast gegen den Träger der 
Straßenbaulast der Bundesfernstraßen insoweit 
einen Anspruch auf Erstattung der Herstellungs¬ 
kosten." 

7. In § 8 wird folgender Absatz 4 a eingefügt: 

„ (4 a) Werden durch den Ausbau von Bundes- 
Straßen Zufahrten zu Grundstücken unter¬ 
brochen, die keine anderweitige ausreichende 
Verbindung mit dem öffentlichen Verkehrsnetz 
besitzen, so hat der Träger der Straßenbaulast 
einen angemessenen Ersatz zu schaffen oder 
eine angemessene Entschädigung in Geld zu ge¬ 
währen. Das gilt nicht für Zufahrten, die auf 
Grund einer widerruflichen Erlaubnis bestehen." 

8. In § 8 Abs. 5 wird der Punkt durch ein Semi¬ 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 
„dies gilt nicht für Haltestellenbuchten an Bun¬ 
desstraßen." 

9. a) § 9 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei geplanten Bundesfernstraßen gelten 
die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 
vom Beginn der Auslegung der Pläne im 
Planfeststellungsverfahren an (§ 18 Abs. 2)." 

b) § 9 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
kann im Einzelfall Ausnahmen von den Ab¬ 
sätzen 1, 2 und 4 bis 6 zulassen, wenn die 
Durchführung der Vorschriften im Einzel¬ 
falle zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und die Abweichung mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist oder 
wenn Gründe des Wohles der Allgemeinheit 
die Abweichung erfordern." 

c) In § 9 werden folgende Absätze 9 und 10 
angefügt: 

„(9) Wird infolge der Anwendung der Ab¬ 
sätze 1, 2, 4 und 5 die bauliche Nutzung 
eines Grundstücks, auf deren Zulassung bis¬ 
her ein Rechtsanspruch bestand, ganz oder 
teilweise aufgehoben, so kann der Eigen¬ 
tümer insoweit eine angemessene Entschä¬ 
digung in Geld verlangen, als seine Vorbe¬ 
reitungen zur baulichen Nutzung des Grund¬ 
stücks in dem bisher zulässigen Umfang für 
ihn an Wert verlieren oder eine wesentliche 
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Wertminderung des Grundstücks eintritt. Zur 
Entschädigung ist der Träger der Straßenbau¬ 
last verpflichtet. 

(10) Im Falle des Absatzes 4 entsteht der 
Anspruch nach Absatz 9 erst, wenn der Plan 
rechtskräftig festgestellt oder mit der Aus¬ 
führung begonnen worden ist, spätestens 
jedoch nach Ablauf von vier Jahren, nach¬ 
dem die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 
in Kraft getreten sind." 

10. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

„§ 9 a 

Veränderungssperre 

(1) Vom Beginn der Auslegung der Pläne im 
Planfeststellungsverfahren an (§18 Abs. 2) dür¬ 
fen auf den vom Plan betroffenen Flächen bis 
zu ihrer Übernahme durch den Träger der Stra¬ 
ßenbaulast wesentlich wertsteigerndö oder den 
geplanten Straßenbau erheblich erschwerende 
Veränderungen nicht vorgenommen werden 
(Veränderungssperre). Veränderungen, die in 
rechtlich zulässigerweise vorher begonnen wor¬ 
den sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fort¬ 
führung einer bisher ausgeübten Nutzung wer¬ 
den hiervon nicht berührt. 

(2) Dauert die Veränderungssperre länger als 
vier Jahre, so können die Eigentümer für die 
dadurch entstandenen Vermögensnachteile vom 
Träger der Straßenbaulast eine angemessene 
Entschädigung in Geld verlangen. Sie können 
ferner die Übernahme der vom Plan betroffenen 
Flächen verlangen, wenn es ihnen mit Rücksicht 
auf die Veränderungssperre wirtschaftlich nicht 
zuzumuten ist, die Grundstücke in der bisheri¬ 
gen oder einer anderen zulässigen Art zu be¬ 
nutzen. Kommt keine Einigung über die Über¬ 
nahme zustande, so können die Eigentümer die 
Entziehung des Eigentums an den Flächen ver¬ 
langen. Im übrigen gilt § 19 (Enteignung). 

(3) Zur Sicherung der Planung neuer Rundes¬ 
fernstraßen kann die oberste Landesstraßenbau¬ 
behörde im Benehmen mit der Landesplanungs¬ 
behörde Planungsgebiete festlegen. Auf diese ist 
Absatz 1 sinngemäß anzuwenden. Die Fest¬ 
legung ist auf höchstens zwei Jahre zu be¬ 
fristen. Sie tritt mit Beginn der Auslegung der 
Pläne im Planfeststellungsverfahren außer Kraft. 
Ihre Dauer ist auf die Vierjahres-Frist nach Ab¬ 
satz 2 anzurechnen. 

(4) Die Festlegung eines Planungsgebietes ist 
in den Gemeinden, deren Bereich betroffen wird, 
ortsüblich hekanntzumachen. Planungsgebiete 
sind außerdem in Karten kenntlich zu machen, 
die in den Gemeinden während der Geltungs¬ 
dauer der Festlegung zur Einsicht auszulegen 
sind. 

(5) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
kann Ausnahmen von der Veranderungssperre 
zulassen, wenn überwiegende öffentliche Be¬ 
lange nicht entgegenstehen." 


11. § 10 erhält die Überschrift: 

„Schutzwaldungen und Gehölze*. 

In Absatz 1 werden, hinter dem Wort „Wal¬ 
dungen" die Worte „und Gehölze* eingefügt. 

12. In § 11 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „durch 
Sichtbehinderung" gestrichen. 

13. In § 12 treten an die Stelle der Absätze 2 und 3 
folgende Absätze 2, 3 und 3 a; 

„(2) Werden mehrere Straßen gleichzeitig neu 
angelegt oder an bestehenden Kreuzungen An¬ 
schlußstellen neu geschaffen, so haben die Trä¬ 
ger der Straßenbaulast die Kosten der Kreu¬ 
zungsanlage im Verhältnis der Fahrbahnbreiten 
zu tragen. Bei der Bemessung der Fahrbahn¬ 
breiten sind die Rad- und Gehwege, die Trenn¬ 
streifen und befestigten Seitenstreifen, einzu- 
beziehen, 

(3) Wird eine Straße ausgebaut, so hat der 
Träger der Straßenbaulast dieser Straße die 
Kosten der notwendigen Änderungen von Kreu¬ 
zungen zu tragen. Werden mehrere Straßen 
gleichzeitig ausgebaut, so haben die beteiligten 
Träger der Straßenbaulast die Kosten der da¬ 
durch bedingten Änderungen von Kreuzungen 
anteilig in dem Verhältnis zu tragen, in dem die 
Kosten der von ihnen veraniaßten Änderungen 
bei getrennter Durchführung zueinander stehen 
würden. 

(3 a) Wird die Änderung einer Kreuzung un¬ 
abhängig von dem Ausbau einer Straße wegen 
der Entwicklung des Verkehrs erforderlich, so 
gilt für die Kosten dieser Änderung die» Rege¬ 
lung des Absatzes 2. Beträgt jedoch der durch¬ 
schnittliche tägliche Verkehr mit Kraftfahrzeu¬ 
gen auf einer der Straßen nicht mehr als 20 vom 
Hundert des Verkehrs auf der anderen Straße, 
so hat der Träger der Straßenbaulast dieser 
anderen Straße die Änderungskosten allein zu 
tragen.* 

14. § 13 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Nach einer wesentlichen Änderung einer 
bestehenden Kreuzung haben die Träger der 
Straßenbaulast ihre veränderten Kosten für Un¬ 
terhaltung und Erneuerung sowie für Wieder¬ 
herstellung im Falle der Zerstörung durch höhere 
Gewalt ohne Ausgleich zu tragen." 

15. § 14 erhält folgenden Absatz 5: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, 
wenn neue Bundesfemstraßen vorübergehend 
über andere öffentliche Straßen an das Bundes¬ 
fernstraßennetz angeschlossen werden müssen.* 

16. § 17 Abs. 7 entfällt. 

17. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 sowie in den Absätzen 2 
und 3 wird jeweils „§ 17“ durch „§ 18 Abs. 5* 
ersetzt» 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Im übrigen gelten die für die öffent¬ 
lichen Straßen geltenden Enteignungsgesetze 
der Länder." 
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18. In § 20 Abs. 1 worden die Worte „nach diesem 
Gesetz" durch die Worte „für die Bundesfern¬ 
straßen" ersetzt. 

* A r t i k e 1 2 

Das Eigentum an den Ortsdurchfahrten der Bun¬ 
desstraßen geht auf die Gemeinden über, soweit sie 
Träger der Straßonbaulast für die Ortsdurchfahrten 
sind und das Eigentum bisher dem Bund, einem 
Land oder einem Gemeindoverband zustand. § 6 des 
Bundesiemstraßongesetzes ist anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Der Bund ist Träger der Straßenbaulast für 
Brücken im Zuge von Bundesfernstraßen über Ge¬ 
wässern im Rahmen des § 5 Abs. 3 des Bundesfern- 
strüßengesetzes auch dann, wenn die Baulast bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes anderen Gebietskör- 
p er schal ten, gemeindlichen Zweck verbänden oder 
Wasser- und Bodenverbänden oblag. Dies gilt nicht 
für Brücken innerhalb der geschlossenen Ortslage 
(§ 5 Abs. 4 Salz 2 und 3 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes) in Gemeinden, die bei der Volkszählung 
am 13. September 1950 mehr als 50 000 Einwohner 
hatten. 

(2) Die mit der Brückenbaulast zusammenhängen¬ 
den Ansprüche der bisherigen Baulastträger gegen 
Dritte gehen auf den Bund über. 


Artikel 4 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Bundesfernstraßengesetzes in der 
nach diesem Gesetz geltenden Fassung mit dem 
Datum der Bekanntmachung neu bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be¬ 
seitigen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 6 

(1) Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a und Artikel 3 
treten am 1. Januar 1962 in Kraft. Im übrigen tritt 
das Gesetz am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. A_m gleichen Tage tritt § 7 Abs. 2 des Ge¬ 
setzes über die vermögensreditlichen Verhältnisse 
der Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen 
des Fernverkehrs vom 2. März 1951 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 157) außer Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 13 findet keine Anwendung auf 
Bauvorhaben, für die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes der Plan festgestellt oder eine Kosten¬ 
regelung vereinbart worden ist. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 10. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 


Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 
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Gesetz über das Kreditwesen 

Vom 10. Juli 1961 

Inhaltsübersicht 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine VorschriBen 
1. Kreditinstitute 

§ 

BfifjrilfshfiKtinmmnyen. 1 

Ausnahmen . 2 

Verbotene Geschäfte. 3 

EiPrcLo'. hng des Bundesaiifsichtsmntes für das 


Kreditwesen .. . 4 

2. Bund es auf sichtsamt für das 
Kreditwesen 

Organisation . 5 

Aufgaben . 6 

Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank .. 7 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen . 8 

Schweigepflicht . 9 


ZWEITER ABSCHNITT 
Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigen kapital und Liquidität 


Eigen kapital au ss tattung . 10 

Liquidität. . 11 

Anlagen in Grundbesitz, Schiffen 
und Beteiligungen . 12 

2. Kreditgeschäft 

Großkrodite . 13 

Millionen Kredite. 14 

Organkredite . 15 

Anzoigepflidit für Organkredite . 16 

H a f tu r» g üb e s t i m mu n g . 17 

Kredi Lunter 1 a.gen . 18 

Begriff des Kredits und des Kreditnehmers. 19 

Ausnahmen . 20 

3. Sparverkehr 

Spareinlagen . 21 

Kündigung und Rückzahlung . 22 


4. Zinsen, Provisionen und Werbung 23 

5. Besondere Pflichten der 
Kreditinstitute 


Anzeigen. 24 

Monatsausweise . 25 

Bilanz Vorlage . 26 


6. Prüfung des Jahresabschlusses 


und Depotprüfung 

§ 

Prüfung des Jahresabschlusses . 27 

Bestellung des Prüfers in besonderen Fällen. 28 

Besondere Pflichten des Prüfers . 29 

Depotprüfung . 30 

7. Befreiungen 31 


DRITTER ABSCHNITT 

Vorschriften'über die Beaufsichtigung 
der Kreditinstitute 

1. Zulassung zum Geschäftsbetrieb 


Erlaubnis . 32 

Versagung der Erlaubnis . 33 

Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall .... 34 

Erlöschen und Rücknahme der Erlaubnis. 35 

Abberufung von Geschäftsleitern . 36 

Einschreiten gegen ungesetzliche Geschäfte . 37 

Folgen der Erlaubnis rücknah me . 33 


2. Schutz der Bezeichnungen 
„Bank" und „Sparkasse" 


Bezeichnungen „Bank" und „Bankier" . 39 

Bezeichnung „Sparkasse" . 40 

Ausnahmen . 41 

Entscheidung des Bund es auf sicht samtes . 42 

Registervorschriften. 43 

3. Auskünfte und Prüfungen 44 


4. Maßnahmen in besonderen Fällen 
Maßnahmen bei unzureichendem Eigenkapital oder 


unzureichender Liquidität . 45 

Maßnahmen bei Gefahr . 46 

Moratorium, Einstellung des Bank- und 

Börsenverkehrs . 47 

Wiederaufnahme des Bank- und Börsenverkehrs .. 48 


5. Vollziehbarkeit, Zwangsmittel, 
Kosten und Gebühren 


Sofortige Vollziehbarkeit . 49 

Zwangsmittel. 50 
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VIERTER ABSCHNITT 
Sondcrvorsdiriflen 

SSondernuf sicht . 52 

Zweig stellen ausländischer Unternehmen. 53 


FÜNFTER A /‘SCHNITT 
Str:=fv‘anxh rlüeii, / ‘ ;;; ':■*d v o rach* S lUvn 


Verbotene Ge:>c* lüfte, Handi.:-.ii ohne Erlaubnis ... 54 

Verletzung d.sr Säiweigepflidit . 55 

Ordnungswidrig Italien . 56 

Handeln für einen anderen. 57 


§ 

Verletzung der Aufsichtspflicht. 58 

Geldbußen gegen Kreditinstitute. 59 

Zuständige Verwaltungsbehörde und Verjährung . 80 


SECHSTER ABSCHNITT 
Übergangs- mm SchhdSvorsä&riften 


Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute . 61 

Kj ourieitunusbesÜminim gen .„.. ‘62 

Aufhebung und Änderung von Reditsvorschriften . 63 

Berlin-Klausel . 64 

Inkrafttreten . 65 


Der Bundestag hat das3 folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

1. Kreditinstitute 

5 1 

Begriffsbcsümmungen 

(i) Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bank¬ 
geschäfte betreiben, wenn der Umfang dieser Ge¬ 
schäfte einen in kaufmännischer Weise eingerich¬ 
teten Geschäftsbetrieb erfordert. Bankgeschäfte sind 

1. die Annahme fremder Gelder als Einlagen 
ohne Rücksicht darauf, ob Zinsen vergütet 
werden (Einlagengeschäft)? 

2. die Gewährung von Gelddarlehen und 
Akzeplkredilen (Kreditgeschäft) ? 

3. der Ankauf von Wechseln und Schecks 
(Diskontgeschäft) ? 

4. die Anschaffung and die Veräußerung von 
Wertpapieren für andere (Effektengeschäft)? 

5. die Verwahrung und die Verwaltung von 
Wertpapieren für andere (Depotgeschah.)? 

6. die in § 1 des Gesetzes über Kapitalanlage- 
goscIJschaffen vom 16. April 1957 (Bundes- 
gesetzt)L i S. 378) bezeichneten Geschäfte 
(In v es tmec t g esdiäf t); 

7. die Eingehung der Verpflichtung, Darlehns- 
forderungen vor Fälligkeit zu erwerben? 

8. die Übernahme von Bürgschaften, Garan¬ 
tien und sonstigen Gewährleistungen für 
ander e (G a ran tiegeschäfL); 

9. die Durchführung des bargeldlosen Zah¬ 
lungsverkehrs und des Abrechnungsver¬ 
kehrs (Gxrog esdiä f t). 

Der Bundesminister für Wirtschaft, kann nach An¬ 
hörung der Deutschen Bundesbank durch Rechts Ver¬ 
ordnung weitere Geschäfte als Bankgeschäfte be¬ 
zeichnen, wenn dies nach der Verkehrsauffassuny 
unter Berücksichtig! uig des mit diesem Gesetz ver¬ 
folgten Auisiditszwedtes gerechtfertigt ist. 


(2) Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind 
diejenigen natürlichen Personen, die nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Führung der 
Geschäfte und zur Vertretung eines Kreditinstituts 
in der Rechtsform einer juristischen Person oder 
einer Personenhandelsgesellschaft berufen sind, Ge¬ 
schäftsführer von Kreditgenossenschaften auch dann, 
wenn sie nicht dem Vorstand angehören. In Aus¬ 
nahmefällen kann das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen (§ 5) auch eine andere mit der Füh¬ 
rung der Geschäfte betraute und zur Vertretung 
ermächtigte Person widerruflich als Geschäftsleiter 
bezeichnen, wenn sie zuverlässig ist und die erfor¬ 
derliche fachliche Eignung hat? § 33 Abs. 2 ist an¬ 
zuwenden. Wird das Kreditinstitut von einem Ein¬ 
zelkaufmann betrieben, so kann in Ausnahmefällen 
unter den Voraussetzungen des Satzes 2 eine von 
dem Inhaber mit der Führung der Geschäfte be¬ 
traute und zur Vertretung ermächtigte Person wider¬ 
ruflich als Geschäftsleiter bezeichnet werden. Be¬ 
ruht die Bezeichnung einer Person als Geschäfts- 
leiter auf einem Antrag des Kreditinstituts, so ist 
sie auf Antrag des Kreditinstituts oder des Ce- 
schäftsleiters zu widerrufen. 

5 2 

Ausnahmen 

(1) Als Kreditinstitut im Sinne dieses Gesetzes 
gelten vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 nicht 

1. die Deutsche Bundesbank? 

2. die Deutsche Bundespost? 

3. die Kreditanstalt für Wiederaufbau? 

4. die Sozialversicherungsträger und die Bun¬ 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Ar b eitslosenversi ch e r u n g ? 

5. private und öffentlich-rechtliche Versiche- 
rungs unternehmen ? 

6. private Bausparkassen und Geschäfts¬ 
betriebe, die diesen gemäß § 112 Abs. 2 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
p r i v aten V e rs i die rangsunt e rneh inu n ge n und 
Bausparkassen gleichgestellt sind, sowie 
ÖfxenLlich-recht].!che Bausparkassen; 

?. Unternehmen, die auf Grund des Gesetzes 
über die Gemeinnützigkeit im Wohnungs- 
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wesen — WohnungsgemeinnQtzigkeits- 
ge;;otz — vom 29. Februar 1940 (Reichs- 
gesetzbl, I S. 437) als gemeinnützige 
Wohn/ungsuntermhmen anerkannt sind? 

8. Unterneii inen, die auf Grund des Woh- 
nungsgemoi tniützigkeiisgcsctzes als Organe 
de r s i.aa 1J i.di en Wult nu )igspolitik anerk annt 
sind und nicht übe rwlegend Bankgeschäfte 
betreiben; 

9. Unternehmen des. Pfandleihgewerbes, so¬ 
weit. sic; dieses durch Hingabe von Dar¬ 
lehen gegen Faustpfand betreiben. 

(2) Die Deutsche Bundespost unterliegt hinsicht¬ 
lich dos Postscheck- und Postsparvorkohrs den §§2! 
und 22 sowie den auf Grund der §§ 23, 47 Abs. 1 
Nr. 2 und dos § 48 getroffenen Regelungen. Für die 
Kreditanstalt iür Wiederaufbau gelten die auf 
Grund von § 47 Abs. 1 Nr. 2 und § 48 getroffenen 
Regelungen; für die Sozia3vorsicherungsträger, für 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar¬ 
beitslosenversicherung sowie für Versicherungs- 
Unternehmen gilt § 14. 

(3) Für Unternehmen der in Absatz 1 Nr, 5 bis 9 

bezeichneteu Art gelten die Vorschriften dieses Ge¬ 
setzes insoweit, als sie Bankgeschäfte betreiben, 
die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften 
gehören. 

(4) Das Bundesaufshhtrjarat für das Kreditwesen 
kann im Finzel fall Imsum men, daß auf ein Unter¬ 
nehmen im Sinne des § 1 Abs. 1 die Vorschriften 
der §§ 10 bis 20, 24 bis 38, 45, 4G und 51 Abs. 1 
insgesamt nicht an zu wen den sind, solange das Un¬ 
ternehmen wogen der Art der von ihm betriebenen 
Geschäfte insoweit nicht der Aufsicht bedarf. 

§ 3 

Verbotene Geschälte 

Verboten sind 

1. der Betrieb des Einlagengesdiäftes, wenn der 
Kreis der Einleger überwiegend aus Betriebs¬ 
angehörigen des Unternehmens besteht (Werk- 
Sparkassen) und nicht sonstige Bankgeschäfte 
betrieben werden, die den Umfang dieses Ein¬ 
lagengeschäftes üb e r s t e i gen; 

2. der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der 
überwiegende Teil der Einleger einen Rechts¬ 
anspruch darauf hat, daß ihnen aus diesen 
Einlagen Darlehen gewährt oder Gegenstände 
auf Kredit verschafft werden (Zwecksparunter- 
nebmen); dies gilt nicht für Bausparkassen; 

3. der Betrieb des Kreditgeschäftes oder des Etn- 
lagcngesdmft.es, wenn es durch Vereinbarung 
oder geschäftliche Gepflogenheit ausgeschlos¬ 
sen oder erheblich, erschwert ist, über den 
Kredit bet rag oder die Einlagen durch Bar¬ 
abhebung zu verfügen. 

§ 4 

Entscheidung des BundesarJrJ.ditsamt.es 
für das Kreditwesen 

Das Bundesauf sichtsamt für das Kreditwesen ent¬ 
scheidet in Zweifels fällen, ob ein Unternehmen den 
Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt. Seine Ent¬ 
scheidungen binden die Verwaltungsbehörden. 


2. Bundesaufsichtsamt für da* Kreditwesen 

5 5 

Organisation 

(!) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
(Bundesaufsichtsamt) wird als eine selbständig® 
Bimdesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun¬ 
desministers für Wirtschaft errichtet. Es hat seinen 
Sitz in Berlin. 

(2) Der Präsident des Bundesaufsich.tsaiD.tes wird 
auf Vorschlag der Bundesregierung durch den Bun¬ 
despräsidenten ernannt; die Bundesregierung Fiat 
bei ihrem Vorschlag di© Deutsche Bundesbank anzu¬ 
hören. 

§ 6 

Aufgaben 

(1) Das Bundesaufsichtsamt übt die Aufsicht über 
die Kreditinstitute nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes aus. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt hat Mißständen im 
Kreditwesen entgegenzuwirken, die die Sicherheit 
der den Kreditinstituten anvertrauten Vermögens¬ 
werte gefährden, die ordnungsmäßige Durchführung 
der Bankgeschäfte beeinträchtigen oder erhebliche 
Nachteile für die Gesamtwirtschaft herbeiführen 
können. 

§ 7 

Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank 

(1) Das Bundesaufsichtsamt und die Deutsche 
Bundesbank arbeiten nach Maßgabe dieses Gesetzes 
zusammen. Die Deutsche Bundesbank und das Bun¬ 
desaufsichtsamt haben einander Beobachtungen und 
Feststellungen mitzuteilen, die für die Erfüllung der 
beiderseitigen Aufgaben von Bedeutung sein kön¬ 
nen. Die Deutsche Bundesbank hat insoweit dem 
Bundesaufsichtsamt auch die Angaben zur Verfü¬ 
gung zu stellen, die sie auf Grund statistischer Er¬ 
hebungen nach § 18 des Gesetzes über die Deutsch© 
Bundesbank erlangt. Sie hat vor Anordnung einer 
solchen Erhebung das Bundesaufsichtsamt zu hören; 
§18 Satz 5 des Gesetzes über die Deutsche Bundes¬ 
bank gilt entsprechend. 

(2) Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes, im 
Falle der Verhinderung sein Stellvertreter, hat das 
Recht, an den Beratungen des Zentralbankrates der 
Deutschen Bundesbank teilzunehmen, soweit bei 
diesen Gegenstände seines Aufgabenbereidis be¬ 
handelt werden. Er hat kein Stimmrecht, kann aber 
Anträge stellen. 

§ 3 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

(1) Das Bundesaufsichtsamt kann sich bei der 
Durchführung seiner Aufgaben anderer Personen 
und Einrichtungen bedienen. 

(2) Werden gegen Inhaber oder Geschäftsleites 
von Kreditinstituten Steuerstrafverfahren einge¬ 
leitet, so steht § 22 der Reichsabgabenordnung Mit¬ 
teilungen an das Bundesaufsichtsamt über das Ver¬ 
fahren und über den zugrunde liegenden Sachver¬ 
halt nicht entgegen; das gleiche gilt, wenn sich das 
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Verfahren gegen Personen richtet, die das Vergehen 
als Bedien siete von Kreditinstituten begangen 
haben. 

§ 9 

Schweigepflicht 

(1) Die beim Bundesaulsichtsamt beschäftigten 
und die nach § 8 Abs. 1 oder § 30 Abs. 2 
Satz 2 beauftragten Personen, die nach § 46 Abs. 1 
Satz 2 bestellten Aufsichtspersonen sowie die im 
Dienst der Deutschen Bundesbank stehenden Per¬ 
sonen, soweit sie zur Durchführung dieses Gesetzes 
tätig werden, dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
bekanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhal¬ 
tung irn Interesse des Kreditinstituts oder eines 
Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebs¬ 
geheimnisse, nicht unbefugt offenbaren oder ver¬ 
werten, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind 
oder ihre Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für 
andere Personen, die durch dienstliche Berichterstat¬ 
tung Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tat¬ 
sachen erhalten. 

(2) Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei¬ 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz¬ 
ämtern gelten nicht für die in Absatz 1 bezeichneten 
Personen, soweit sie zur Durchführung dieses Ge¬ 
setzes tätig weiden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigcnkapital und Liquidität 

§ 10 

Eigenkapitalausstattung 

(1) Die Kreditinstitute müssen im Interesse der 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegenüber ihren 
Gläubigern, insbesondere zur Sicherheit der ihnen 
anvertrauten Vermögenswerte ein angemessenes 
haftendes Eigenkapital haben. Das Bundesaufsichts¬ 
amt stellt im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundesbank Grundsätze auf, nach denen es für den 
Regelfall beurteilt, ob die Anforderungen des Sat¬ 
zes 1 erfüllt sind; die Spitzen verbände der Kredit¬ 
institute sind vorher anzuhören. Die Grundsätze 
lind im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(2) Als haftendes Eigenkapital sind anzusehen 

1. bei Einzelkaufleuten, Offenen Handels¬ 
gesellschaften und Kommanditgesell¬ 
schaften das Geschäftskapital und die 
Rücklagen nach Abzug der Entnahmen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden 
Gesellschafter und der diesen gewährten 
Kredite sowie eines Scliuldcnübcrhanges 
beim freien Vermögen des Inhabers; bei 
Offenen Handelsgesellschaften und Kom¬ 
manditgesellschaften ist nur das einge¬ 
zahlte Geschäftskapital zu berücksichtigen; 

2. bei Aktiengesellschaften, Kommanditge¬ 
sellschaften auf Aktien und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung das eingezahlte 
Grund- oder Stammkapital abzüglich des 
Betrages der eigenen Aktien oder Ge¬ 


schäftsanteile sowie die Rücklagen; bei 
Kommanditgesellschaften auf Aktien ferner 
Vermögenseinlagen der persönlich haften¬ 
den Gesellschafter, die nicht auf das Grund¬ 
kapital geleistet worden sind, unter Abzug 
der Entnahmen der persönlich haftenden 
Gesellschafter und der diesen gewährten 
Kredite; 

3. bei eingetragenen Genossenschaften die 
Geschäftsguthaben und die Rücklagen zu¬ 
züglich eines vom Bundesminister für 
Wirtschaft nach Anhörung der Deutschen 
Bundesbank durch Rechtsverordnung fest¬ 
zusetzenden Zuschlages, welcher der Haft¬ 
summen Verpflichtung der Genossen Rech¬ 
nung trägt; Geschäftsguthaben von Genos¬ 
sen, die zum Schluß des Geschäftsjahres 
ausscheiden, sind abzusetzen; der Bundes¬ 
minister für Wirtschaft kann die Ermächti¬ 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
auf das Bundesaufsichtsamt übertragen; 

4. bei öffentlich-rechtlichen Sparkassen sowie 
bei Sparkassen des privaten Rechts, die als 
öffentliche Sparkassen anerkannt sind, die 
Rücklagen; 

5. bei Kreditinstituten des öffentlichen Rechts, 
die nicht unter Nummer 4 fallen, das ein¬ 
gezahlte Dotationskapital, und die Rück¬ 
lagen; 

6. bei Kreditinstituten in einer anderen 
Rechtsform das eingezahlte Kapital und 
die Rücklagen. 

(3) Dem haftenden Eigenkapital ist der Rein¬ 
gewinn zuzurechnen, soweit seine Zuweisung zum 
Geschäftskapital, zu den Rücklagen oder den Ge¬ 
schäftsguthaben beschlossen ist; entstandene Ver¬ 
luste sind von dem haftenden Eigenkapital abzu¬ 
ziehen. Als Rücklagen im Sinne des Absatzes 2 gel¬ 
ten nur die als Rücklagen ausgewiesenen Beträge 
mit Ausnahme solcher Passivposten, die auf Grund 
steuerlicher Vorschriften erst bei ihrer Auflösung 
zu versteuern sind. 

(4) Vermögenseinlagcn stiller Gesellschafter sind 
nur dann dem haftenden Eigenkapital zuzurechnen, 
wenn sie bis zur vollen Höhe am Verlust teilneh¬ 
men oder erst nach Befriedigung der Gläubiger des 
Kreditinstituts zurückgefordert werden können. 
Nachgewiesenes freies Vermögen des Inhabers oder 
der persönlich haftenden Gesellschafter kann auf 
Antrag in einem vom Bundesaufsichtsamt zu be¬ 
stimmenden Umfang als haftendes Eigenkapital be¬ 
rücksichtigt werden. 

(5) Maßgebend für die Bemessung des haftenden 
Eigenkapitals ist die letzte für den Schluß eines 
Geschäftsjahres festgestellte Bilanz. Kapitalver¬ 
änderungen, die später in öffentliche Register ein¬ 
getragen worden sind, sind zu berücksichtigen. 

§ 11 

Liquidität 

Die Kreditinstitute müssen ihre Mittel so anlegen, 
daß jederzeit eine ausreichende Zahlungsbereitschaft 
gewährleistet, ist. Das Bundesaufsichtsamt stellt im 
Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank 
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Grundsätze auf, nach denen es für den Regelfall 
beurteilt, ob die Liquidität eines Kreditinstituts aus¬ 
reicht; die Spitzenverbände der Kreditinstitute sind 
vorher anzuhören. Die Grundsätze sind im Bundes¬ 
anzeiger zu veröffentlichen. 

§ 12 

Anlagen in Grundbesitz, Schiffen und Beteiligungen 

Die dauernden Anlagen eines Kreditinstituts in 
Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und Beteiligun¬ 
gen dürfen, nach den Buchwerten berechnet, zusam¬ 
men das haftende Eigenkapital nicht übersteigen. 
Das Bundesaufsichtsaml kann auf Antrag zulassen, 
daß ein Kreditinstitut vorübergehend von dieser 
Vorschrift abweicht. 

2. Kreditgeschäft 

§ 13 

Großkredite 

(1) Kredite an einen Kreditnehmer, die insge¬ 
samt fünfzehn vom Hundert des haftenden Eigen¬ 
kapitals des Kreditinstituts übersteigen (Großkre¬ 
dite), sind unverzüglich der Deutschen Bundesbank 
anzuzeigen; dies gilt nicht für Großkredite, bei 
denen der zugesagte oder in Anspruch genommene 
Betrag nicht höher ist als zwanzigtausend Deutsche 
Mark, es sei denn, daß der Großkredit das haftende 
Eigenkapital des Kreditinstituts übersteigt. Bereits 
angezeigte Großkredite sind erneut anzuzeigen, 
wenn sie um mehr als zwanzig vom Hundert des 
zuletzt angezeigten Betrages erhöht werden. Die 
Deutsche Bundesbank leitet die Anzeigen mit ihrer 
Stellungnahme an das Bundesaufsichtsamt weiter; 
dieses kann auf die Weiterleitung bestimmter An¬ 
zeigen verzichten. Das Bundesaufsichtsamt kann von 
den Kreditinstituten jährlich einmal eine Sammel¬ 
aufstellung der anzeigepflichtigen Großkredite ein¬ 
fordern. 

(2) Kreditinstitute in der Rechtsform einer juri¬ 
stischen Person oder einer Personenhandelsgesell¬ 
schaft dürfen unbeschadet der Wirksamkeit des 
Rechtsgeschäftes Großkredite nur auf Grund eines 
einstimmigen Beschlusses sämtlicher Geschäfts¬ 
leiter gewähren. Der Beschluß soll vor der Kredit¬ 
gewährung gefaßt werden. Ist dies im Einzelfall we¬ 
gen der Eilbedürftigkeit des Geschäftes nicht mög¬ 
lich, so ist der Beschluß unverzüglich nachzuholen. 
Der Beschluß ist aktenkundig zu machen. Ist der 
Beschluß nicht innerhalb eines Monats nachgeholt, 
so ist dies dem Bundesaufsichtsamt anzuzeigen. 

(3) Großkredite sollen zusammen nicht mehr als 
die Hälfte des Betrages aller Kredite des Kredit¬ 
instituts ausmachen. Maßgebend sind die in 
Anspruch genommenen Beträge. 

(4) Der einzelne Großkredit soll das haftende 
Eigenkapital des Kreditinstituts nicht übersteigen. 

(5) Bei der Errechnung der Großkredite sind 
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährlei¬ 
stungen für andere sowie Kredite aus dem Ankauf 
von bundesbankfähigen Wechseln nur zur Hälfte 
anzusetzen. 

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Zusagen 
von Kreditrahmenkontingenten im Teilzahlungs¬ 


finanzierungsgeschäft mit der Maßgabe, daß die 
Anzeigen nach Absatz 1 an Stichtagen zu erstatten 
sind, die vom Bundesaufsichtsamt bestimmt werden. 

§ 14 

Millionenkredite 

(1) Die Kreditinstitute haben der Deutschen Bun¬ 
desbank bis zum Zehnten der Monate Februar, 
April, Juni, August, Oktober und Dezember diejeni¬ 
gen Kreditnehmer anzuzeigen, deren Verschuldung 
bei ihnen zu irgendeinem Zeitpunkt während der 
dem Meldetermin vorhergehenden zwei Kalender¬ 
monate eine Million Deutsche Mark oder mehr be¬ 
tragen hat. Dies gilt bei Gemeinschaftskrediten 
von einer Million Deutsche Mark und mehr auch 
dann, wenn der Anteil des einzelnen Kreditinstituts 
eine Million Deutsche Mark nicht erreicht. Aus der 
Anzeige muß die Höhe der Verschuldung des Kre¬ 
ditnehmers am Ende des der Anzeige vorangegan¬ 
genen Monats ersichtlich sein. § 13 Abs. 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(2) Ergibt sich, daß einem Kreditnehmer von 
mehreren Kreditinstituten Kredite der in Absatz 1 
bezeichneten Art gewährt worden sind, so hat die 
Deutsche Bundesbank die beteiligten Kreditinstitute 
zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung darf nur 
Angaben über die angezeigte Gesamtverschuldung 
des Kreditnehmers und über die Anzahl der betei¬ 
ligten Kreditinstitute umfassen. Die Höhe von 
Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährlei¬ 
stungen, die in der angezeigten Gesamtverschul¬ 
dung enthalten sind, ist gesondert in einer Summe 
anzugeben, ebenso die Höhe von Verbindlichkeiten 
aus Wechseln, bei denen dem Kreditnehmer ein 
Rückgriffsanspruch gegen andere Wechsel verpflich¬ 
tete zusteht. 

(3) Ist der Kreditnehmer ein Konzern, so ist bei 
der Anzeige nach Absatz 1 und bei der Benachrich¬ 
tigung nach Absatz 2 auch die Verschuldung der 
einzelnen Konzernunternehmen anzugeben. 

§ 15 

Organkredite 

(1) Kredite an 

1. Geschäftsleiter des Kreditinstituts, 

2. nicht zu den Geschäftsleitern gehörende 
Gesellschafter des Kreditinstituts, wenn 
dieses in der Rechtsform einer Personen¬ 
handelsgesellschaft oder der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung betrieben wird, 
sowie an persönlich haftende Gesell¬ 
schafter eines in der Rechtsform der 
Kommanditgesellschaft auf Aktien be¬ 
triebenen Kreditinstituts, die nicht Ge¬ 
schäftsleiter sind, 

3. Mitglieder eines zur Überwachung der 
Geschäftsführung bestellten Organs des 
Kreditinstituts, wenn die Überwachungs¬ 
befugnisse des Organs durch Gesetz ge¬ 
regelt sind (Aufsichtsorgan), 

4. Beamte und Angestellte des Kredit¬ 
instituts, 
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5. Ehegatten und minderjährige Kinder der 
unter Nummern 1 bis 4 genannten Perso¬ 
nen, 

6. dritte Personen, die für Rechnung einer 
der unter Nummern 1 bis 5 genannten 
Personen handeln, 

7. juristische Personen und Personenhan¬ 
delsgesellschaften, wenn ein Geschäfts- 
leiler des Kreditinstituts gesetzlicher 
Vertreter oder Mitglied des Aufsichts- 
organs der juristischen Person oder Ge¬ 
sellschafter der Personenhandelsgesell- 
schalt ist, 

8. juristische Personen und Personenstän¬ 
de lsges eil schäften, wenn ein gesetzlicher 
Vertreter der juristischen Person oder 
ein Gesellschafter der Personenhandels- 
gesellschaft dem Aufsichtsorgan des Kre¬ 
ditinstituts angehört, 

9. Unternehmen, an denen das Kreditinstitut 
oder ein Gcschäftslciter beteiligt ist; als 
Beteiligung gilt jeder Besitz von Aktien, 
Kuxen oder Geschäftsanteilen des Unter¬ 
nehmens, wenn er mindestens ein Vier¬ 
tel des Kapitals (Nennkapital, Zahl der 
Kuxe, Summe der Kapitalanteile) erreicht, 
ohne daß es auf die Dauer des Besitzes 
ankommt, 

10. Unternehmen, die an dem Kreditinstitut 
in dem in Nummer 9 bezeichneten Um¬ 
fang beteiligt sind, 

11. juristische Personen und Personenhandels- 
gesellschaften, wenn ein gesetzlicher Ver¬ 
treter der juristischen Person oder ein 
Gesellschafter der Personenhandelsgesell¬ 
schaft an dem Kreditinstitut in dem in 
Nummer 9 bezeichneten Umfang beteiligt 
ist, 

dürfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlus¬ 
ses sämtlicher Geschäftsleiter des Kreditinstituts 
und nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Auf- 
sichtsorgans gewährt werden. Der Gewährung eines 
Kredits steht die Gestattung von Entnahmen gleich, 
die über die einem Geschäftsleiter oder einem Mit¬ 
glied des Aufsichtsorgans zustehenden Vergütungen 
hinausgehen, insbesondere auch die Gestattung der 
Entnahme von Vorschüssen auf Vergütungen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewäh¬ 
rung von Krediten an persönlich haftende Gesell¬ 
schafter, an Geschäftsführer, an Mitglieder des Vor¬ 
standes oder des Aufsichtsorgans und an Beamte 
und Angestellte eines von dem Kreditinstitut abhän¬ 
gigen oder es beherrschenden Unternehmens, an 
ihre Ehegatten und minderjährigen Kinder sowie 
an dritte Personen, die für Rechnung der vorgenann¬ 
ten Personen handeln. In diesen Fällen muß die 
ausdrückliche Zustimmung des Aufsichtsorgans des 
herrschenden Unternehmens erteilt sein. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Kredite 
an Beamte und Angestellte, an ihre Ehegatten und 
minderjährigen Kinder sowie an dritte Personen, 
die für Rechnung der vorgenannten Personen han¬ 
deln, wenn der Kredit ein Monatsgehalt des Be¬ 
amten oder Angestellten nicht übersteigt. 


(4) Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Be¬ 
schluß über die Zustimmung sind vor der Gewäh¬ 
rung des Kredits zu fassen. Die Beschlüsse müssen 
Bestimmungen über die Verzinsung und Rückzah¬ 
lung des Kredits enthalten. Sie sind aktenkundig zu 
machen. Ist die Gewährung eines Kredits nach Ab¬ 
satz 1 Satz 1 Nr. 7 bis 11 eilbedürftig, so genügt 
es, daß sämtliche Geschäftsleiter sowie das Auf¬ 
sichtsorgan der Kreditgewährung unverzüglich nach¬ 
träglich zustimmen; sind die Beschlüsse nicht inner¬ 
halb von zwei Monaten nachgeholt, so ist dies dem 
Bundesaufsichtsamt anzuzeigen. Der Beschluß der 
Geschäftsleiter und der Beschluß über die Zustim¬ 
mung zu Krediten an die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 6 und Absatz 2 genannten Personen können für 
bestimmte Kreditgeschäfte und Arten von Kredit¬ 
geschäften im voraus, jedoch nicht für länger als 
drei Monate gefaßt werden. 

(5) Wird entgegen Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 6, 
Absatz 2 und Absatz 4 ein Kredit gewährt, so ist 
dieser ohne Rücksicht auf entgegenstehende Verein¬ 
barungen sofort zurückzuzahlen, wenn nicht sämt¬ 
liche Geschäftsleiter sowie das Aufsichtsorgan der 
Kreditgewährung nachträglich zustimmen. 

§ 16 

AnzeigepflicM für Organkredite 

Dem Bundesaufsichtsamt sind unverzüglich anzu¬ 
zeigen 

1. Kredite an Geschäftsleiter sowie Beamte und 
Angestellte des Kreditinstituts, wenn sie die 
Höhe der Gesamtbezüge (Gehälter, Gewinn¬ 
beteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Ver- 
sicherungsentgelte, Provisionen und Neben¬ 
leistungen jeder Art) für das letzte Geschäfts¬ 
jahr überschreiten; für Geschäftsleiter, die 
unter Nummer 2 oder 3 fallen, gelten nur 
diese Vorschriften. Kredite an ehrenamtliche 
Geschäftsleiter sind nur unter den Voraus¬ 
setzungen des § 13 Abs. 1 anzuzeigen; 

2. Kredite eines in der Rechtsform einer Per¬ 
sonenhandelsgesellschaft oder der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung betriebenen Kredit¬ 
instituts an seine Gesellschafter sowie Kredite 
eines in der Rechtsform der Kommanditgesell¬ 
schaft auf Aktien betriebenen Kreditinstituts 
an seine persönlich haftenden Gesellschafter, 
wenn die Kredite ein Zehntel des für das 
letzte Geschäftsjahr festgestellten Kapitalan¬ 
teiles übersteigen. Ist der dem Gesellschafter 
aus dem letzten Geschäftsjahr zugeflossene 
Gewinn zuzüglich etwaiger sonstiger Bezüge 
im Sinne der Nummer 1 höher, so ist dieser 
Betrag für die Anzeigepflicht maßgebend; 

3. Entnahmen durch Inhaber und persönlich hal¬ 
tende Gesellschafter unter den in Nummer 2 
bezeichneten Voraussetzungen; bei persönlich 
haftenden Gesellschaftern sind Kredite und 
Entnahmen zusammenzurechnen; 

4. Kredite an Mitglieder des Aufsichtsorgans des 
Kreditinstituts, wenn sie auch nach § 13 Abs. 1 
anzuzeigen sind; 
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5. Kredite an die in § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 ge¬ 
nannten Personen unter den Voraussetzungen, 
unter denen ein Kredit an den bei dem Kredit¬ 
institut tätigen Ehegatten oder Elternteil an¬ 
zuzeigen wäre,* 

6. Kredite an die in § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 ge¬ 
nannten Personen unter den Voraussetzungen, 
unter denen ein Kredit an die Person anzeige¬ 
pflichtig wäre, für deren Rechnung der Kredit¬ 
nehmer handelt; 

7. Kredite an juristische Personen und Personen¬ 
handelsgesellschall en, wenn der Inhaber oder 
ein Geschäftsleiter dos Kreditinstituts gesetz¬ 
licher Vertreter der juristischen Person oder 
Gesellschafter der Personenhandelsgeseilschaft 
ist; 

8. Kredite an juristische Personen und Personen¬ 
handelsgesellschaften, wenn ein gesetzlicher 
Vertreter der juristischen Person oder ein Ge¬ 
sellschafter der Personenhandelsgesellschaft 
dem Aufsichtsorgan des Kreditinstituts ange¬ 
hört; 

9. Kredite an die in § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
bis 11 genannten Unternehmen; 

10. Kredite an die in § 15 Abs. 2 genannten Per¬ 
sonen, sofern sie unter entsprechender An¬ 
wendung der Nummern 1 bis 6 anzuzeigen 
wären. 

§ 17 

Haftun gsbestimmung 

(1) Wird entgegen den Vorschriften des § 15 Kre¬ 
dit gewährt, so haften die Gcsdiäfisleiter, die hier¬ 
bei ihre Pflichten verletzen, und die Mitglieder des 
Aufsichtsorgans, die trotz Kenntnis gegen eine be¬ 
absichtigte Kreditgewährung pflichtwidrig nicht ein- 
schreiten, dem Kreditinstitut, als Gesamtschuldner 
für den entstehenden Schaden; die Geschäftsleiter 
und die Mitglieder des Aufsichtsorgans haben nach¬ 
zuweisen, daß sie nicht schuldhaft gehandelt haben. 

(2) Der Ersatzanspruch des Kreditinstituts kann 
auch von den Gläubigern des Kreditinstituts gel¬ 
tend gemacht werden, soweit sie von diesem keine 
Befriedigung erlangen können. Den Gläubigern 
gegenüber wird die Ersatzpflicht weder durch einen 
Verzicht oder Vergleich des Kreditinstituts noch, 
bei Kreditinstituten in der Rechtsform einer juristi¬ 
schen Person, dadurch aufgehoben, daß die Kredit¬ 
gewährung auf einem Beschluß des obersten Organs 
des Kreditinstituts (Hauptversammlung, General¬ 
versammlung, Gesellschafterversammlung) beruht. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in 
fünf Jahren. 

§ 18 

Kreditunterlagen 

Von Kreditnehmern, denen Kredite von insgesamt 
mehr als zwanzigtausend Deutsche Mark gewährt 
werden, hat das Kreditinstitut die Offenlegung ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere die Vor¬ 
lage der Jahresabschlüsse, zu verlangen. Das Kredit¬ 
institut kann hiervon abschen, wenn das Verlangen 
nach Offenlegung im Hinblick auf die gestellten 
Sicherheiten oder auf die Mitverpflichteten offen¬ 
sichtlich unbegründet wäre. 


§ 19 

Begriff des Kredits und des Kreditnehmers 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 13 bis 18 sind 
anzusehen 

1. Gelddarlehen aller Art, übernommene Dar¬ 
lehnsforderungen sowie Akzeptkredite; 

2. die Diskontierung von Wechseln und 
Schecks; 

3. die Stundung von Forderungen aus nicht 
bankmäßigen Handelsgeschäften von Kre¬ 
ditinstituten, insbesondere Warengeschäf¬ 
ten, über die handelsübliche Frist hinaus; 

4. Bürgschaften, Garantien und sonstige Ge¬ 
währleistungen eines Kreditinstituts für 
andere; 

5. Beteiligungen eines Kreditinstituts an dem 
Unternehmen eines Kreditnehmers; als 
Beteiligung gilt jeder Besitz des Kredit¬ 
instituts an Aktien, Kuxen oder Geschäfts¬ 
anteilen des Unternehmens, wenn er min¬ 
destens ein Viertel des Kapitals (Nenn¬ 
kapital, Zahl der Kuxe, Summe der 
Kapitalanteile) erreicht, ohne daß es auf 
die Dauer des Besitzes ankommt. 

Zugunsten des Kreditinstituts bestehende Sicherhei¬ 
ten sowie Guthaben des Kreditnehmers bei dem 
Kreditinstitut bleiben außer Betracht. 

(2) Im Sinne der §§ 13 bis 18 gelten als ein Kre¬ 
ditnehmer 

1. alle Unternehmen, die demselben Konzern 
angehören oder durch Verträge verbun¬ 
den sind, die vorschcn, daß die Leitung 
des einen Unternehmens einem anderen 
Unternehmen unterstellt wird oder daß 
das eine Unternehmen verpflichtet ist, 
seinen ganzen Gewinn an ein anderes Un¬ 
ternehmen ab zu führ on; 

2. Personenhandelsgesellschaften und ihre 
persönlich haftenden Gesellschafter. 

§ 20 

Ausnahmen 

(1) Die §§ 13 bis 18 gelten nicht für 

1. Kredite, die dem Bund, einem Sonder¬ 
vermögen des Bundes, einem Land, einer 
Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
gewährt werden; 

2. ungesicherte Forderungen an andere Kre¬ 
ditinstitute aus bei diesen unterhaltenen, 
nur der Geldanlage dienenden Guthaben, 
die spätestens in drei Monaten fällig 
sind; Forderungen eingetragener Genos¬ 
senschaften an ihre Zentralkassen, von 
Sparkassen an ihre Girozentralen sowie 
von Zentralkassen und Girozentralen an 
ihre Zentralkreditinstitute können später 
fällig gestellt sein; 

3. von anderen Kreditinstituten angekaufte 
Wechsel, die von einem Kreditinstitut an¬ 
genommen, indossiert oder als eigene 
Wechsel ausgestellt sind, eine Laufzeit 
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von höchstens drei Monaten haben und 
am Geldmarkt üblicherweise gehandelt 
werden; 

4. abgeschricbenc Kredite. 

(2) Die §§ 13, 14, 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bis 11, 
} 16 Nr. 7 bis 9, §§ 17 und 18 gelten nicht für 

1. Kredite der in § 10 Abs. 2 Nr. 4 und 5 ge¬ 
nannten Kreditinstitute, die im Rahmen 
der gesetzlichen oder satzungsmäßigen 
Vorschriften entweder im Realkredit¬ 
geschäft oder an juristische Personen des 
öffentlichen Rechts gewährt werden, wenn 
sie frühestens vier Jahre nach der Ent¬ 
stehung rückzahlbar sind oder einer 
regelmäßigen Tilgung unterliegen, die 
sich über mindestens vier Jahre erstreckt; 

2. Kredite von Hypothekenbanken, die den 

Erfordernissen der §§ 11 und 12 des 

Hypothekenbankgesetzes entsprechen, so¬ 
wie die in § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des 
Hypothekenbankgesetzes bezeichneten Dar¬ 
lehen; 

3. Kredite von Schiffspfandbriefbanken, die 
dem Erfordernissen der §§ 10 und 11 des 
Schiffsbankgesetzes entsprechen; 

4. Kredite anderer Kreditinstitute, die ent¬ 

weder im RealkrediLgesdiäft entsprechend 
den Erfordernissen der §§ 11 und 12 

Abs. 1 und 2 des Hypothekenbankgesetzes 
oder an inländische Körperschaften des 
öffentlichen Rechts gewährt werden, wenn 
sie frühestens vier Jahre nach der Ent¬ 
stehung rückzahlbar sind oder einer regel¬ 
mäßigen Tilgung unterliegen, die sich über 
mindestens vier Jahre erstreckt. 

(3) § 14 gilt nicht für Kredite im Realkredit¬ 
geschäft, die frühestens vier Jahre nach der Ent¬ 
stehung rückzahlbar sind oder einer regelmäßigen 
Tilgung unterliegen, die sich über mindestens vier 
Jahre erstreckt, wenn die Kredite 

1. von Versicherungsunternehmen gewährt 
werden und den Vorschriften des § 68 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 sowie des § 69 des 
Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmungen und 
Bausparkassen entsprechen; 

2. von Sozialversicherungsträgern oder der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung gewährt werden. 

(4) § 13 gilt nicht für Kredite, soweit sie vom 
Bund, einem Sondervermögen des Bundes oder 
einem Land verbürgt oder von diesen in anderer 
Weise gesichert sind. 

3. Sparverkehr 

§ 21 

Spareinlagen 

(1) Spareinlagen sind Einlagen, die durch Aus¬ 
fertigung einer Urkunde, insbesondere eines Spar¬ 
buches, als solche gekennzeichnet sind. 


(2) Als Spareinlagen dürfen nur Geldbeträge an¬ 
genommen werden, die der Ansammlung oder An¬ 
lage von Vermögen dienen; Geldbeträge, die zur 
Verwendung, im Geschäftsbetrieb oder für den Zah¬ 
lungsverkehr bestimmt sind, erfüllen diese Voraus¬ 
setzungen nicht. Geldbeträge, die von vornherein 
befristet angenommen werden, gelten nicht als 
Spareinlage. 

(3) Geldbeträge von juristischen Personen und 
Personenhandelsgesellschaften dürfen nur dann als 
Spareinlage angenommen werden, wenn die Vor¬ 
aussetzungen des Absatzes 2 dargetan sind. Dies 
gilt nicht für Geldbeträge von Einrichtungen, die 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwek- 
ken dienen. 

(4) Urkunden über Sparkonten dürfen ohne Ein¬ 
lage nicht ausgegeben werden. Die Urkunde ist 
dem Einleger auszuhändigen; sie darf nur in Aus- 
nahmefällen bei dem Kreditinstitut hinterlegt wer¬ 
den. Verfügungen über Spareinlagen dürfen nicht 
durch Überweisung oder Scheck und nur gegen 
Vorlegung der Urkunde zugelassen werden. Bei 
voller Rückzahlung der Einlage ist die Urkunde 
zurückzufordern. 

§ 22 

Kündigung und Rückzahlung 

(t) Die Kündigungsfrist für Spareinlagen beträgt 
drei Monate (gesetzliche Kündigungsfrist). Von 
Spareinlagen mit. gesetzlicher Kündigungsfrist kön¬ 
nen ohne Kündigung bis zu eintausend Deutsche 
Mark für jedes Sparkonto innerhalb von dreißig 
Zinstagen zurückgefordert werden. 

(2) Für Spareinlagen kann eine längere Kündi¬ 
gungsfrist als die gesetzliche vereinbart werden; sie 
muß mindestens sechs Monate betragen. In diesem 
Fall ist die Kündigung frühestens sechs Monate nach 
der Einzahlung der Spareinlage zulässig. 

(3) Werden Spareinlagen ausnahmsweise vor¬ 
zeitig zurückgezahlt, so ist der zurückgezahlte Be¬ 
trag als Vorschuß zu verzinsen. Die Sollzinsen 
müssen die zu vergütenden Habenzinsen um minde¬ 
stens ein Viertel übersteigen. Die Bore ’raung von 
Vorschußzinsen kann im Falle einer wirtschaftlichen 
Notlage des Berechtigten unterbleiben. 

(4) Der jeweils geltende Zinssatz für Sparein¬ 
lagen ist durch Aushang im Kassenraum ersichtlich 
zu machen. 

4. Zinsen, Provisionen und Werbung 
§ 23 

(1) Durch Rechtsverordnung können Anordnun¬ 
gen für die Kreditinstitute über die Bedingungen 
erlassen werden, zu denen Kredite gewährt und 
Einlagen entgegengenommen werden dürfen. Die 
Anordnungen sollen für die Zinsen und Provisionen, 
die im Zusammenhang mit der Gewährung von 
Krediten, oder der Entgegennahme von Einlagen be¬ 
rechnet werden, Grenzen festsetzen; diese sind so 
zu bemessen, daß die kreditpolitischen Maßnahmen 
der Deutschen Bundesbank unterstützt werden und 
die Funktionsfähigkeit des Kreditgewerbes gewahrt 
bleibt. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, daß 



Nr. 49 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 15. Juli 1961 


889 


eine der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ange¬ 
messene Kreditversorgung gesichert und die Spar¬ 
tätigkeit gefördert wird. Die Rechts Verordnungen 
werden vom Bundesminister für Wirtschaft im Be¬ 
nehmen mit der Deutschen Bundesbank erlassen. 
Der Bundesminisler für Wirtschaft kann diese Er¬ 
mächtigung auf das Bundes«ufsichlsamt mit der 
Maßgabe übertragen, daß Reditsvorördnungen des 
BuTKlesaufsicht.saryii.es nur iin Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank ergehen. 

(2) Um Mißständen bei der Werbung der Kredit¬ 
institute zu begegnen, kann das Bundes auf sichts¬ 
amt bestimmte Arten der Werbung untersagen. 

(3) Vor dein Erlaß von. Rodvtsverordnungeii nach 
Absatz 1 und vor all ne meinen Maßnahmen nach 
Absatz 2 sind die Spitzenverbände der Kreditinsti¬ 
tute und, soweit, sich die Rech Ls Verordnung auf die 
Habenzinsen bezieht oder eine allgemeine Maß¬ 
nahme nach Absatz 2 getroffen wird, auch die Deut¬ 
sche Bundespost zu hören. 

5. Besondere Pflichten der K r c d i t i n s t i t u t e 
§ 24 

Anzeigen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf¬ 
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank unverzüg¬ 
lich anzuzeigen 

1. die Bestellung eines Geschäftsleiters und 
die Ermächtigung einer Person zur Einzel- 
vertrelung des Kreditinstituts in dessen 
gesamten Geschäftsbereich unter Angabe 
der Tatsachen, die für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit und der fachlichen Eig¬ 
nung wesentlich sind, 

2. das Ausscheiden eines Geschäfts! eiters 
sowie die Entziehung der Befugnis zur 
Einzel Vertretung des Kreditinstituts in 
dessen gesamten Geschäftsbereich, 

3. die Übernahme einer dauernden Beteili¬ 
gung an einem anderen Kreditinstitut, 

4. die Änderung der Rechts form, soweit nicht 
bereits eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 er¬ 
forderlich ist, 

5. Kapitalveränderungen, die in öffentliche 
Register eingetragen werden müssen, 

6. die Verlegung der Niederlassung oder des 
Sitzes, 

7. die Errichtung, die Verlegung und die 
Schließung einer Zweigstelle, 

8. die Einstellung des Geschäftsbetriebes. 

(2) Hat ein Kreditinstitut die Absicht, sich mit 
einem anderen Kreditinstitut zu vereinigen, so hat 
es dies dein Bundosa ul sichtsamt und der Deutschen 
Bundesbank rechtzeitig anzuzeigen. 

§ 25 

Monatsausweise 

(1) Die Kreditinstitute haben unverzüglich nach 
Ablauf eines jeden Monats der Deutschen Bundes¬ 
bank Monat saus weise einzureichen. Werden nach 
§ 18 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 


monatliche Bilanzstatistiken durchgeführt, so gelten 
die hierzu einzureichenden Meldungen auch als 
Monatsausweise nach Satz 1. 

(2) Die Deutsche Bundesbank leitet die Monats¬ 
ausweise mit ihrer Stellungnahme an das Bundes¬ 
aufsichtsamt weiter; dieses kann auf die Weiter¬ 
leitung bestimmter Monatsausweise verzichten. 

§ 26 

Bilanzvorlage 

Die Kreditinstitute haben dem Bundesaufsichts¬ 
amt und der Deutschen Bundesbank die festgestellte 
Jahresbilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung 
(Jahresabschluß) und den Geschäftsbericht, soweit 
ein solcher erstattet wird, unverzüglich einzurei¬ 
chen; der Jahresabschluß ist in einer Anlage zur 
Jahresbilanz zu erläutern. Sofern der Jahresab¬ 
schluß nach § 27 zu prüfen ist, muß er mit dem 
Prüfungsvermerk versehen sein. Der Bericht über 
die Prüfung des Jahresabschlusses (Prüfungsbericht) 
ist gleichfalls einzur ei eben; Kreditinstitute, die 
einem genossenschaftlichen Prüfungsverband ange¬ 
hören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkas¬ 
sen- und Giroverbandes geprüft werden, haben den 
Prüfungsbericht nur auf Anforderung einzureichen. 

6. Prüfung des Jahresabschlusses 
und Depotprüfung 

§ 27 

Prüfung des Jahresabschlusses 

(1) Der Jahresabschluß eines Kreditinstituts nebst 
Anlage ist, bevor er festgestellt wird, unter Einbe¬ 
ziehung der Buchführung und des Geschäftsberichtes, 
soweit er den Jahresabschluß erläutert, durch einen 
oder mehrere Prüfer (Abschlußprüfer, genossen¬ 
schaftliche Prüfungsverbände, Prüfungsstellen eines 
Sparkassen- und Giroverbandes) zu prüfen. Die Auf¬ 
stellung und Prüfung des Jahresabschlusses ist, so¬ 
fern sie nicht nach anderen Bestimmungen inner¬ 
halb einer kürzeren Frist zu erfolgen hat, spätestens 
bis zum Ablauf von fünf Monaten nach Schluß des 
Geschäftsjahres vorzunehmen. Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht für Kreditinstitute in der Rechtsform 
einer eingetragenen Genossenschaft, deren Bilanz¬ 
summe zehn Millionen Deutsche Mark nicht über¬ 
steigt; § 33 Abs. 3 des Gesetzes betreffend die Er¬ 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften bleibt un¬ 
berührt. 

(2) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses vot 

Kreditinstituten in der Rechtsform der Einzelfirma 
der Offenen Handelsgesellschaft, der Kommandit¬ 
gesellschaft und der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung sind die §§ 135, 137 bis 141 und 211 
Abs.' 1, 3 bis 5 des Aktiengesetzes sinngemäß 
anzuwenden. Für Kreditinstitute in der Rechts¬ 
form der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
gilt § 144 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes 

entsprechend. Der Prüfer wird bei Personenhandels- 
gesellschaften von den Gesellschaftern, bei Gesell¬ 
schaften mit beschränkter Haftung von der Gesell¬ 
schafterversammlung gewählt; bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung gilt § 136 Abs. 4 bis 6 des 
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AktiengeseLzcs entsprechend. Der Prüfer soll vor 

Ablauf dos Ges<bäf!.:-b' : ‘ r es bestellt werden, auf das 
sich sei sre Prü [ >.: cgslu li jbei t erytreckt. 

(3) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses von 
Kredit.ins!i 1 \i ien \n der Rerbi.sform der eingetrage¬ 
nen Genossenschaft sind die §§ 55 bis 62, 64, 64a 
und 04b des CU-sei/cs bi-frefiend die Erwerbs- und 
W i r Ls di < cf in g o n o s s e n:; c bade..s <; v/ i. e § 13 5 Ab 5. 1 
und 2, 140 und 144 Abs. 1 Satz 1 des Aktienge- 

s e L •, e s sine g e? n : = 3 a r ?■'«.! c r - r 1 e u ei n e Bes di e i ni g un g 
über die Prä lang des jaUrccscbscbbusscs ist nicht 
z um G cno ss o 11 so i a fls r eg \ i.er e inzure idae n. 

§ 23 

Bestellung des Prüfers in besonderen Fällen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichlse.mt den von ihnen bestellten Prüfer unver¬ 
züglich nach der Be Stellung anzuzeigen. Das Bun¬ 
de 3 auf sich Is amt kann innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Air/ei ge die Bestellung eines anderen 
Prüfers verlangen, wenn dies zur Erreichung des 
Prüfungszwecks geboten ist; VA der sprach und An¬ 
fechtungsklage hiergegen haben keine auf schieb ende 
Wirkung. 

(2) Das Registergericht des Sitzes des Kredit¬ 
instituts hat auf Antrag des Bundesaufsicht samt es 
einen Prüfer zu bestellen, wenn 

1. die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
unverzüglich nach Ablauf des Geschäfts¬ 
jahres erstattet wird; 

2. das Kreditinstitut dem Verlangen auf Be¬ 
stellung eines anderen Prüfers nach Ab¬ 
satz 1 Satz 2 nicht unverzüglich nach¬ 
kommt; 

3. der gewählte Prüfer die Annahme des 
Pr üf imgsau fl.ra.ges ah ge 1 eh nt hat, we ggef al- 
len ist oder am rechtzeitigen Abschluß der 
Prüfung verhindert ist und das Kredit¬ 
institut nicht unverzüglich einen anderen 
Prüfer bestellt hat. 

Die Bestellung durch das Gericht ist endgültig. § 136 
Abs. 5 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. Das 
Rcgistcrgc rieht kann auf Antrag des Bund es auf- 
sichtsamtes einen nach Satz 1 bestellten Prüfer ab- 
be rufen. 

(3) Die Adasätze 1 und 2 gelten nicht für Kredit¬ 
institute, die einem genossenschaftlichen Prüfungs¬ 
verband angeschlossen sind oder durch die Prü¬ 
flings stelle eines Sparkassen- und Giro Verbundes 
geprüft werden. 

§ 29 

Besondere Pf!;* da len des Prüfers 

(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlusses und, 
soweit eine solche nach § 27 Abs. 1 Satz 3 nicht er¬ 
forderlich ist, bei der Prüfung nach § 53 des Ge¬ 
setzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 
Genossenschaften hat der Prüfer auch festzustellen, 
ob das Kreditinstitut die AnzcügepRichten nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 und 2, Absatz 2'Satz 5, § 14 Abs. 1, 

§ 15 Abs. 4 Satz 4 zweiter Halbsatz, §§ 16 und 24 
erfüllt hat; das Ergebnis ist in den Prüfungsbericht 
aufzunehmen. 


(2) Der Prüfer hat auf Verlangen des Bundesauf¬ 
sichtsamtes diesem und der Deutschen Bundesbank 
den Prüfungsbericht zu erläutern und Auskunft über 
die hei der Prüfung im Rahmen seiner Prüfungs¬ 
pflicht getroffenen Feststellungen zu erteilen. 

§ 30 

Dopcftpräfung 

(1) Bei Kreditinstituten, die das Effektengeschäft 
oder das Depotgeschäft betreiben, sind diese Ge¬ 
schäfte in der Regel einmal jährlich zu prüfen {De- 
potprüfung). 

(2) Das B und es auf sicht samt erläßt nähere Be¬ 
stimmungen über Art, Umfang und Zeitpunkt der 
Depotprüfung. Die Depotprüfer werden vom Bundes¬ 
aufsichtsamt bestellt. Dieses kann das Recht zur 
Bestellung der Depotprüfer in Einzelfällen auf die 
Deutsche Bundesbank übertragen. 

7. Befreiungen 
§ 31 

(1) Der Bund es mini ster für Wirtschaft kann nach 
Anhörung der Deutschen Bundesbank durch Rechts¬ 
verordnung 

1. alle Kreditinstitute oder Arten oder Grup¬ 
pen von Kreditinstituten von der Pflicht 
zur Anzeige bestimmter Kredite und Tat¬ 
bestände nach § 13 Abs. 1, § 14 Abs. 1, 
§§ 16 und 24 Abs. 1, Nr. 1, 2, 4 und 5 sowie 
Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
von der Pflicht zur Einreichung von Mo¬ 
natsausweisen nach § 25 freisteilen, wenn 
die Angaben für die Aufsicht ohne Be¬ 
deutung sind; 

2. Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
von der Einhaltung der Vorschriften der 
§§ 12, 13 Abs. 3 und 4 sowie des § 26 
frei st eilen, wenn die Eigenart des Ge¬ 
schäftsbetriebes dies rechtfertigt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann diese Er¬ 
mächtigung auf das Bundesaufsichtsamt übertragen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann einzelne Kre¬ 
ditinstitute von Verpflichtungen nach §§ 12, 13 
Abs. 1 bis 4, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 
bis 11 und Abs. 2, §§ 16, 24 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5, 
§§ 25, 26, 27 und 30 frei stellen, wenn dies aus be¬ 
sonderen Gründen, insbesondere wegen der Art 
oder des Umfanges der betriebenen Geschalte, an¬ 
gezeigt ist. 

DRITTER ABSCHNITT 
Vorschriften 

über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute 

1. Zulassung zum Geschäftsbetrieb 
§ 32 

Erlaubnis 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
Bankgeschäfte in dein in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Umfang betreiben will, bedarf der schriftlichen Er¬ 
laubnis des Bundesaufsichtsamtes. 
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(2) Das Bundesaufsichlsamt kann die Erlaubnis 
unier Auflagen erteilen, die sich im Rahmen des mit 
diesem Gesetz verfolgten Zweckes hallen müssen. 
Es kann die Erlaubnis auf einzelne Bankgeschäfte 
beschränken. 

§ 33 

Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis darf nur versagt werden, 

1. wenn die zum Geschäftsbetrieb erforder¬ 
lichen Mittel, insbesondere ein ausreichen¬ 
des hallendes Eigenkapital, im Geltungs¬ 
bereich dieses Gesetzes nicht zur Ver¬ 
fügung stehen; 

2. wenn Tatsachen vorliogcn, aus denen sich 
ergibt, daß ein Antragsteller oder eine 
der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Per¬ 
sonen nicht zuverlässig ist; 

3. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß der Inhaber oder eine der in 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen 
nicht die zur Leitung des Kreditinstituts 
erforderliche fachliche Eignung hat und 
auch nicht eine andere Person nach § 1 
Abs. 2 Satz 2 oder 3 als Geschäf tsleiter be¬ 
zeichnet wird. 

(2) Die fachliche Eignung für die Leitung eines 
Kreditinstituts ist regelmäßig anzunehmen, wenn 
eine dreijährige hütende Tätigkeit bei einem Kre¬ 
ditinstitut von vergleichbarer Größe und Geschäfts¬ 
art nachg ewiesen wird. 

§ 34 

Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall 

(1) § 45 der Gewerbeordnung findet auf Kredit¬ 
institute keine Anwendung. 

(2) Nach dem Tode des Inhabers der Erlaubnis 
darf das Kreditinstitut ohne Erlaubnis für die Erben 
bis zur Dauer eines Jahres durch einen Stellver¬ 
treter fortgeführt werden. Ist dieser nicht zuver¬ 
lässig oder hat er nicht die erforderliche fachliche 
Eignung, so kann das Bundesaufsichtsamt die Fort¬ 
führung der Geschäfte untersagen. Der Stellvertreter 
ist unverzüglich nach dom Todesfall zu bestellen; 
er gilt als Geschäftsleiter. Das Bundesaufsichtsamt 
kann die Frist nach Satz 1 aus besonderen Gründen 
verlängern. 

§ 35 

Erlöschen und Rücknahme der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis erlischt, wenn von ihr nicht 
innerhalb eines Jahres seit ihrer Erteilung Ge¬ 
brauch gemacht wird. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis 
zurücknehmen, 

1. wenn sie durch unrichtige oder unvoll¬ 
ständige Angaben, durch Täuschung, Dro¬ 
hung oder durch sonstige unlautere Mittel 
erwirkt worden ist? 

2. wenn der Geschäftsbetrieb, auf den sich 
die Erlaubnis bezieht, ein Jahr lang nicht 
mehr ausgeübt worden ist; 


3. wenn ihm Tatsachen bekanntwerden, die 
die Versagung der Erlaubnis nach § 33 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 rechtfertigen würden; 

4. wenn Gefahr für die Sicherheit der einem 
Kreditinstitut anvertrauten Vermögens¬ 
werte besteht und die Gefahr nicht durch 
andere Maßnahmen nach diesem Gesetz 
abgewendet werden kann. 

§ 36 

Abberufung von Geschäftsleitern 

(1) In dem Falle des § 35 Abs. 2 Nr. 3 kann das 
Bundes aufsichtsamt, statt die Erlaubnis zurückzu¬ 
nehmen, die Abberufung von Geschäftsleitern ver¬ 
langen, auf deren Person sich die Tatsachen bezie¬ 
hen, und bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person diesen Geschäftsleitern 
auch die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Abberufung 
eines Geschäftsleiters auch verlangen, wenn dieser 
vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmun¬ 
gen dieses Gesetzes, die zu seiner Durchführung 
erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen 
des Bundesaufsichtsamtes verstoßen hat und trotz 
Verwarnung durch das Bundesaufsichtsamt dieses 
Verhalten fortsetzt. 

§ 37 

Einschreiten gegen ungesetzliche Geschäfte 

Werden Bankgeschäfte ohne die nach § 32 erfor¬ 
derliche Erlaubnis oder werden nach § 3 verbotene 
Geschäfte betrieben, so kann das Bundesaufsichts¬ 
amt gegen die Fortführung der Geschäfte unmittel¬ 
bar einschreiten. 

§ 38 

Folgen der Erlaubnisrücknahme 

(1) Nimmt das Bundesaufsichtsamt die Erlaubnis 
zurück, so kann es bei juristischen Personen und 
Personenhandelsgesellschaften bestimmen, daß das 
Kreditinstitut abzuwickeln ist. Seine Entscheidung 
wirkt wie ein Auflösungsbeschluß. Sie ist dem 
Registergericht mitzuteilen und von diesem in das 
Handels- oder Genossenschaftsregister einzutragen. 
Für die Abwicklung kann das Bundesaufsichtsamt 
allgemeine Weisungen erlassen. Das Registergericht 
hat auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes Abwick¬ 
ler zu bestellen, wenn die sonst zur Abwicklung 
berufenen Personen keine Gewähr für die ordnungs¬ 
mäßige Abwicklung bieten. Gegen die Verfügung 
des Registergerichts findet die sofortige Beschwerde 
statt. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Rücknahme 
der Erlaubnis öffentlich bekanntmachen. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für juristische Personen 
des öffentlichen Rechts. 

2. Schutz der Bezeichnungen „Bank" und 
„Sparkasse“ 

§ 39 

Bezeichnungen „Bank“ und „Bankier" 

(1) Die Bezeichnung „Bank", „Bankier" oder eine 
Bezeichnung, in der das Wort „Bank" oder „Ban- 
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kier" enthalten ist, dürfen, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, in der Firma, als Zu¬ 
satz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäfts- 
zwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1. Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach 
§ 32 besitzen; 

2, andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung 
nach den bisherigen Vorschriften befugt 
geführt haben. 

(2) Die Bezeichnung „Volksbank" oder eine Be¬ 
zeichnung, in der das Wort „Volksbank" enthalten 
ist, dürfen nur Kreditinstitute neu auf nehmen, die 
in der Rcchtsform einer eingetragenen Genossen¬ 
schaft betrieben werden und einem Prüfungsver¬ 
band an gehören. 

(3) Das Bunde sauf sicht samt kann bei Erteilung 
der Erlaubnis hestimmmü.n ( daß die in Absatz 1 
genannten Bezeichnungen nicht geführt werden dür¬ 
fen, wenn Art oder Umfang der Geschäfte des 
Kreditinstituts nach der Verkehrsanschauung die 
Führung einer solchen Bezeichnung nicht rechtfer¬ 
tigen. 

§ 40 

Bezeichnung „Sparkasse" 

(1) Die Bezeichnung „Sparkasse" oder eine Be¬ 
zeichnung, in der das Wort „Sparkasse" enthalten 
Ist, dürfen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur 
Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu Werbe¬ 
zwecken nur führen 

1. öffenlich-rechtlichc Sparkassen, die eine 
Erlaubnis nach § 32 besitzen; 

2. andere Unternehmen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine solche Bezeichnung 
nach den bisherigen Vorschriften befugt 
geführt haben. 

(2) Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 6 
dürfen die Bezeichnung „Bausparkasse", eingetra¬ 
gene Genossen sch allen, die einem Prüfungs verband 
angehören, die Bezeichnung „Spar- und Darlehns¬ 
kasse" führen. 

§ 41 

Ausnahmen 

Die §§39 und 40 gelten nicht für Unternehmen, 
die die Worte „Bank", „Bankier" oder „Sparkasse" 
in einem Zusammenhang führen, der den Anschein 
ausschließt, daß sie Bankgeschäfte betreiben. 

§ 42 

Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 

Das Bundesaulsichtsamt entscheidet in Zweifels¬ 
fällen, ob ein Unternehmen zur Führung der in 
§§ 39 und 40 genannten Bezeichnungen befugt ist. 
Es hat seine Entscheidungen dem Register ge rieht 
mitzuteilen. 

§ 43 

Regist er vor schritten 

(1) Soweit nach § 32 das Betreiben von Bank¬ 
geschäften einer Erlaubnis bedarf, dürfen Eintra¬ 


gungen in öffentliche Register nur vorgenommen 
werden, wenn dem Registergericht die Erlaubnis 
nachgewiesen ist. 

(2) Führt ein Unternehmen eine Firma oder 

einen Zusatz zur Firma, deren Gebrauch nach §§39 
bis 41 unzulässig ist, so hat das Registergericht die 
Firma oder den Zusatz zur Firma von Amts wegen 
zu löschen; § 142 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 sowie 
§ 143 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten entspre¬ 
chend, Das Unternehmen ist zur Unterlassung des 
Gebrauchs der Firma oder des Zusatzes zur Firma 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten; § 140 des 

Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der frei¬ 
willigen Gerichtsbarkeit gilt entsprechend. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt ist berechtigt, in Ver¬ 
fahren des Registergerichts, die sich auf die Eintra¬ 
gung oder Änderung der Rechtsverhältnisse oder 
der Firma von Kreditinstituten beziehen, Anträge 
zu stellen und die nach dem Reichsgesetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zulässigen Rechtsmittel einzulegen. 

3. Auskünfte und Prüfungen 
§ 44 

(1) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt 

1. von den Kreditinstituten und den Mitglie¬ 
dern ihrer Organe Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten sowie die Vor¬ 
legung der Bücher und Schriften zu ver¬ 
langen und die erforderlichen Prüfungen 
vorzunehmen; die Bediensteten des Bun¬ 
desaufsichtsamtes können hierzu die Ge¬ 
schäftsräume des Kreditinstituts betreten; 
das Grundrecht des Artikels 13 des Grund¬ 
gesetzes wird insoweit eingeschränkt; 

2. bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person zu den Haupt¬ 
versammlungen, Generalversammlungen 
oder Gesellschafterversammlungen sowie 
zu den Sitzungen der Aufsichtsorgane Ver¬ 
treter zu entsenden; diese können das 
Wort ergreifen; 

3. von Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person die Einberufung 
der in Nummer 2 bezeichneten Versamm¬ 
lungen, die Anberaumung von Sitzungen 
der Verwaltungs- und Aufsichtsorgane so¬ 
wie die Ankündigung von Gegenständen 
zur Beschlußfassung zu verlangen; in die¬ 
sem Falle stehen ihm die in Nummer 2 
genannten Befugnisse auch für die Sitzun¬ 
gen der Verwaltungsorgane zu. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann Auskünfte über 
die Geschäftsangelegenheiten und die Vorlegung 
der Bücher und Schriften auch von einem Unterneh¬ 
men verlangen, bei dem Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß es Kreditinstitut ist oder nach § 3 
verbotene Geschäfte betreibt. 

(3) Die Befugnisse nach Absatz 1 Nr. 1 stehen 
auch den in § 8 Abs. 1 bezeichneten Personen und 
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Einrichtungen im Rahmen ihres Auftrages zu. Die 
Befugnis, von den Kreditinstituten und den Mitglie¬ 
dern ihrer Organe Auskünfte über Geschäftsange¬ 
legenheiten zu verlangen, steht auch der Deutschen 
Bundesbank zu, soweit sie nach diesem Gesetz tätig 
wird. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich¬ 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei¬ 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

4, Maßnahmen in besonderen Fällen 
§ 45 

Maßnahmen bei unzureichendem Eigenkapital 
oder unzureichender Liquidität 

(1) Entspricht bei einem Kreditinstitut 

1. das haftende Eigenkapitel nicht den Anfor¬ 
derungen des § 10 Abs. 1 Satz 1 

oder 

2. die Anlage seiner Mittel nicht den Anfor¬ 
derungen des § 11 Satz 1, 

so kann das Bundesaufsichtsamt Entnahmen durch 
die Inhaber oder Gesellschafter, die Ausschüttung 
von Gewinnen und die Gewährung von Krediten 
(§ 19 Abs. 1) untersagen oder beschränken. Im Fall 
des Satzes 1 Nr. 2 kann das Bundesaufsichtsamt dem 
Kreditinstitut ferner untersagen, verfügbare Mittel 
in Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und Beteili¬ 
gungen anzulegen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt darf die in Absatz 1 
bezeichneten Anordnungen erst treffen, wenn das 
Kreditinstitut den Mangel nicht innerhalb einer vom 
Bundesaufsichtsamt zu bestimmenden Frist behoben 
hat. Beschlüsse über die Gewinnausschüttung sind 
insoweit nichtig, als sie einer Anordnung nach Ab¬ 
satz 1 widersprechen. 

§ 46 

Maßnahmen bei Gefahr 

(1) Besteht Gefahr für die Erfüllung der Ver¬ 
pflichtungen eines Kreditinstituts gegenüber seinen 
Gläubigern, insbesondere für die Sicherheit der ihm 
anvertrauten Vermögenswerte, so kann das Bundes¬ 
aufsichtsamt zur Abwendung dieser Gefahr einst¬ 
weilige Maßnahmen treffen. Es kann insbesondere 
Anweisungen für die Geschäftsführung des Kredit¬ 
instituts erlassen, die Annahme von Einlagen und 
die Gewährung von Krediten (§ 19 Abs. 1) verbieten 
oder begrenzen, Inhabern und Geschäftsleitern die 
Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen oder beschrän¬ 
ken und Aufsichtspersonen bestellen. 

(2) Soweit nach anderen Rechtsvorschriften in 
Fällen, in denen die erforderlichen gesetzlichen 
Vertreter fehlen, oder bei Kreditinstituten, die von 
einem Einzelkaufmann betrieben werden, der Inha¬ 
ber weggefallen oder verhindert ist, auf Antrag 


eines Beteiligten das Gericht eine vertretungsbe¬ 
rechtigte Person bestellen kann, steht unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 das An¬ 
tragsrecht auch dem Bundesaufsichtsamt zu. 

§ 47 

Moratorium, Einstellung des Bank- und Börsen¬ 
verkehrs 

(1) Sind wirtschaftliche Schwierigkeiten bei Kre¬ 
ditinstituten zu befürchten, die schwerwiegende Ge¬ 
fahren für die Ge samt Wirtschaft, insbesondere den 
geordneten Ablauf des allgemeinen Zahlungsver¬ 
kehrs, erwarten lassen, so kann die Bundesregie¬ 
rung durch Rechtsverordnung 

1. einem Kreditinstitut einen Aufschub für 
die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten ge¬ 
währen und anordnen, daß während der 
Dauer des Aufschubs Zwangsvollstreckun¬ 
gen, Arreste und einstweilige Verfügungen 
gegen das Kreditinstitut sowie das Ver¬ 
gleichsverfahren oder der Konkurs über 
das Vermögen des Kreditinstituts nicht zu¬ 
lässig sind-, 

2. anordnen, daß die Kreditinstitute für den 
Verkehr mit ihrer Kundschaft vorüber¬ 
gehend geschlossen bleiben und im Kun¬ 
denverkehr Zahlungen und Überweisungen 
weder leisten noch entgegennehmen dürfen; 
sie kann diese Anordnung auf Arten oder 
Gruppen von Kreditinstituten sowie auf 
bestimmte Bankgeschäfte beschränken; 

3. anordnen, daß die Wertpapierbörsen vor¬ 
übergehend geschlossen bleiben. 

(2) Vor den Maßnahmen nach Absatz 1 hat die 
Bundesregierung die Deutsche Bundesbank zu hören. 

(3) Trifft die Bundesregierung Maßnahmen nach 
Absatz 1, so hat sie durch Rechtsverordnung die 
Rechtsfolgen zu bestimmen, die sich hierdurch tür 
Fristen und Termine auf dem Gebiet des bürger¬ 
lichen Rechts, des Handels-, Gesellschafts-, Wechsel-, 
Scheck- und Verfahrensrechts ergeben. 

§ 48 

Wiederaufnahme des Bank- und Börsenverkehrs 

(1) Die Bundesregierung kann nach Anhörung der 
Deutschen Bundesbank für die Zeit nach einer 
vorübergehenden Schließung der Kreditinstitute und 
Wertpapierbörsen gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
durch Rechts Verordnung Vorschriften für die Wie¬ 
deraufnahme des Zahlungs- und Überweisungsver¬ 
kehrs sowie des Börsenverkehrs erlassen. Sie kann 
hierbei insbesondere bestimmen, daß die Auszah¬ 
lung von Guthaben zeitweiligen Beschränkungen 
unterliegt. Für Geldbeträge, die nach einer vorüber¬ 
gehenden Schließung der Kreditinstitute angenom¬ 
men werden, dürfen solche Beschränkungen nicht 
angeordnet werden. 

(2) Die nach Absatz 1 sowie die nach § 47 Abs. 1 
erlassenen Rechtsverordnungen treten, wenn sie 
nicht vorher aufgehoben worden sind, drei Monate 
nach ihrer Verkündung außer Kraft. 
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5. Vollziehbarkeit, Zwangsmittel, Kosten 
und Gebühron 

5 49 

Sofortige VoIIzic hh arkeit 

Widerspruch und AnfechUingsklnge gegen Maß¬ 
nahmen des Ihnidcsaufsicht samtes haben in den Fäl¬ 
len des § 35 Abs. 2 Nr. 4, (1er §§ 36, 45 und 46 keine 
aufschiebende Wirkung. 

§ 50 

Zwangsmittel 

(1) Das Bundcsaufsichtsaml kann die Befolgung 
der Verfügungen, die es innerhalb seiner gesetz¬ 
lichen Befugnisse trifft, mit Zwangsmitteln nach den 
Bestiromungon des Verwa 1 tungs-Vollstreckungsge- 
setz.es vorn 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
durchsetzen. Es kann Zwangsmittel auch gegen 
Kreditinstitute anwenden, die juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sind. 

(2) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt bis zu 
fünfzig tausend Deutsche Mark/ 

§ 51 

Kosten und Gebühren 

(1) Die Kosten des Bundesaufsichtsamtes sind, 
soweit sie nicht durch Gebühren oder durch beson¬ 
dere Erstattung nach Absatz 3 gedeckt sind, dem 
Bund von den Kreditinstituten zu neunzig vom Hun¬ 
dert zu erstatten. Die Kosten werden anteilig auf die 
einzelnen Kreditinstitute nach Maßgabe ihres Ge¬ 
schäftsumfanges umgelegt und vom Bundesaufsichts¬ 
amt nach den Vorschriften des Verwaltungs-Voll¬ 
streckungsgesetzes beigetrieben. Das Nähere über 
die Erhebung der Umlage und über die Beitreibung 
bestimmt der Bundesminister für Wirtschaft im Ein¬ 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechts Verordnung. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann für Entscheidun¬ 
gen auf Grund der §§ 32, 34 Abs. 2 und §§ 35 bis 37 
Gebühren in Höhe von einhundert bis zehntausend 
Deutsche Mark festsetzen. Die Höhe der Gebühr 
soll sich im Einzelfalle nach dem für die Entschei¬ 
dung erforderlichen Arbeitsaufwand und nach dem 
Geschäftsumfang des betroffenen Unternehmens 
richten. 

(3) Die Kosten, die dem Bund durch die Depot¬ 
prüfung (§ 30), durch eine Bekanntmachung nach 
§ 38 Abs. 2, eine auf Grund von § 44 Abs 1 Nr 1 
vorgenommene Prüfung oder durch die Bestellung 
einer Aufsichtsperson entstehen, sind von dom be¬ 
troffenen Unternehmen gesondert zu erstatten und 
auf Verlangen des Bundesaufsichtsamtes vorzu¬ 
schießen. 

VIERTER ABSCHNITT 
Sondervorschriften 

5 52 

Solideraufsicht 

(1) Soweit Kreditinstitute einer anderen staat¬ 
lichen Aufsicht unterliegen, bleibt diese neben der 
Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes bestehen. 


(2) Die Zulassungs- und Aufsichtsrechte auf 
Grund des Hypothekenbankgesetzes und des Schiffs¬ 
bankgesetzes gehen auf das Bundesaufsichtsamt 
über. 

§ 53 

Zweigstellen ausländischer Unternehmen 

(1) Unterhält ein ausländisches Unternehmen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Zweigstelle, 
die Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Umfang betreibt, so gilt die Zweigstelle als Kredit¬ 
institut. Unterhält das ausländische Unternehmen 
mehrere Zweigstellen im Sinne des Satzes 1, so gel¬ 
ten sie als ein Kreditinstitut. 

(2) Auf die in Absatz 1 bezeichneten Kreditinsti¬ 
tute ist dieses Gesetz mit folgender Maßgabe anzu¬ 
wenden: 

1. Das ausländische Unternehmen hat min¬ 
destens eine natürliche Person mit Wohn¬ 
sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zu bestellen, die für den Geschäftsbereich 
des Kreditinstituts zur Geschäftsführung 
und zur Vertretung des ausländischen 
Unternehmens befugt ist. Solche Personen 
gelten als Geschäftsleiter. 

2. Das Kreditinstitut ist verpflichtet, über die 
von ihm betriebenen Geschäfte und über 
das seinem Geschäftsbetrieb dienende 
Vermögen des ausländischen Unterneh¬ 
mens gesondert Buch zu führen und Rech¬ 
nung zu legen. Die Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches über Handelsbücher 
gelten insoweit entsprechend. Auf der 
Passivseite der jährlichen Vermögens¬ 
übersicht ist der Betrag des dem Kredit¬ 
institut von dem ausländischen Unterneh¬ 
men zur Verfügung gestellten Betriebs¬ 
kapitals und der Betrag der dem Kredit- 
instiut zur Verstärkung der eigenen Mittel 
belassenen Betriebsüberschüsse gesondert 
auszuweisen. Der Uberschuß der Passiv¬ 
posten über die Aktivposten (passiver 
Verrechnungssaldo) oder der Überschuß der 
Aktivposten über die Passivposten (aktiver 
Verrechnungssaldo) ist am Schluß der Ver¬ 
mögensübersicht ungeteilt und gesondert 
auszuweisen. 

3. Die nach Nummer 2 für den Schluß eines 
jeden Geschäftsjahres aufzustellende Ver- 
mögensübersicht mit einer Aufwands- und 
Ertragsrechnung gilt als Jahresabschluß 
(§ 26). Für die Prüfung des Jahresabschlus¬ 
ses gelten §§ 135, 137 bis 141, 211 Abs. 1, 
3 bis 5 des Aktiengesetzes sinngemäß mit 
der Maßgabe, daß der Prüfer von den Ge- 
schäftsleitem gewählt und bestellt wird. 
Mit dem Jahresabschluß des Kreditinsti¬ 
tuts ist der Jahresabschluß des ausländi¬ 
schen Unternehmens für das gleiche Ge¬ 
schäftsjahr einzureichen. 

4. Als haftendes Eigenkapital des Kreditinsti¬ 
tuts gilt die Summe der Beträge, die in 
dem Monatsausweis nach § 25 als dem 
Kreditinstitut von dem ausländischen Un¬ 
ternehmen zur Verfügung gestelltes Be- 
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triebskapilnl und ihm zur Verstärkung der 

o i g v. n cm M i t U: I b e 1 a s 4 ; o n c B e i. r i e b r» ü b e r- 
sdiüsso ausgowio.son wird, abzüglich des 
Bei.rages eirtus eIw <\\ ge n aktive.n Vorrerh- 
mingssaklos. M-d-gebead für die Bemes¬ 
sung des badenden EigenKapitals ist der 
joweüs Ieki o Mon; 1 1suusweis. 

5. Die A uhudmie der Goschä?».Stätigkeit einer 
j t ;dan Z w; k-: p 4!o d ;s aus'3nd?schon Unter- 
nolmioos bed ei. der Erlaubnis. Die Erlaub¬ 
nis kann auch drum vorwigt worden, wenn, 
sie urder BcuTuksiditimmg der ger.arntwirt- 
schuftli eben Bedürfnisse; nie! it gerecht¬ 
fertigt ist. 

6. Für die Anwendung des § 36 Abs. 1 gilt 
das Kredit ins! Tut als ierisiiscbe Person. 

(3) Für Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb 
einer Zweigstelle im Sinne des Absatzes 1 Bezug 
haben, darf der Goriddsshmd der Niederlassung 
nach § 21 der Zivilprozoßortlnmig nicht durch Ver¬ 
trag ausgeschl ossen we rdt;n. 

(4) Die Absätze 2 und 3 sind nicht anzuwenden, 
soweit zwischonsl.ao 1.1 jcho Vcreinbamngcn entgegen- 
stehen, denen die gesetzgebenden Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes zugesünnnt haben. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
S t r af vo r s ch ritten, Bu ß geld v o r s ehr i ften 


§ 54 

Verbotene Gcschüfle, Handeln ohne Erlaubnis 

(1) Wer vorsätzlich 

1. Geschäfte betreibt, die nach § 3 verboten 
sind, oder 

2. Bankgeschäfte ohne die nach § 32 erfor- 
der 1 i die Er 1 a ubnis betre i bt, 

wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
6h O 1 Ci .J i. 1 fe oder mil einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Wer fahrlässig eine der in Absatz 1 hezeirfi- 
neten Handlungen begebt, wird mit Geldstrafe be¬ 
straft. 


§ 55 

Verle tzung der Schweigepfl icht 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 9 begründete 
Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
des Verletzten ein. 

(2) Handell der Täter gegen En Igelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Ver¬ 
mögens vor I: (hl zu verschaffen oder jemanden zu 
schädigen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei 
Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. 


oder unrichtig erteilt, die Bücher oder 
Schriften nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig vorlegt oder die Ausübung der 
in § 44 Abs. i Nr. 1, 2 und. 3 zweiter 
Halbsatz und Abs. 3 Satz 1 bezeichneten 
Befugnisse nicht duldet, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift, 
emor auf Grund dieses Gesetzes erlas¬ 
senen Rechts Verordnung, soweit für be¬ 
stimmte Tatbestände diese ausdrücklich auf 
diese Bußgcldvorsdirift verweist, zuwider¬ 
handelt, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund 
des § 23 Abs. 2, dos § 32 Abs. 2 Satz 1, des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 erster Halbsatz, des § 45 
oder 46 Abs. 1 erlassenen vollziehbaren- 
Verfügung zuwi derhandeit, 

4. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur 
Anzeige nach § 13 Abs. 1 Satz 1 und 2, 
Abs. 2 Satz 5, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 
Satz 4 zweiter Halbsatz, §§ 16, 24 Abs. 1 
oder § 28 Abs. 1 Satz 1 nicht, nicht recht¬ 
zeitig oder nicht vollständig nachkommt 
oder in einer solchen Anzeige unrichtige 
Angaben macht, 

5. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur 
Einreichung von Monatsausweisen nach 
§ 25 sowie des Jahresabschlusses und des 
Prüfungsberichts nach § 26 nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nach- 
kommt oder in einem Monatsausweis un¬ 
richtige Angaben macht, 

6. vorsätzlich den Vorschriften des § 21 Abs. 4 
Satz 1 oder 3 oder des § 22 Abs. 3 zuwider¬ 
handelt, 

7. vorsätzlich seine Tätigkeit als Inhaber 
oder Gescbäftsleiter eines Kreditinstituts 
trotz Untersagung durch das Bundesauf¬ 
sichtsamt nach § 36 Abs. 1 oder § 46 Abs. 1 
Satz 2 fortsetzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor¬ 
sätzlich begangen ist, mit Geldbuße bis zu hundert¬ 
tausend Deutsche Mark, wenn sie leichtfertig oder 
fahrlässig begangen ist, mit Geldbuße bis zu fünfzig¬ 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 


§ 57 

Handeln für einen anderen 

Die Strafvorsdiriften des § 54 und die Bußgeld¬ 
vorschriften des § 56 gelten auch für denjenigen, 
der als Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung be¬ 
rufenen Organs einer juristischen Person oder sonst 
als Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt auch 
dann, wenn die Rechtshandlung, welche die Vertre- 
tungsbeiügnis begründen sollte, unwirksam ist. 


§ 56 

Ordmmnfs wid ri gkeiien 
(1) Ordnungswid. i: ig !iandeIt, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 44 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 oder 3 eine Auskunft 
nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig 


§ 58 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Wird im Betrieb eines Kreditinstituts eine in 
§ 54 mit Strafe oder in § 58 Abs. 1 Nr, 1 bis 6 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung begangen, so kann 
gegen den Inhaber oder gegen den Geschäflsleiter 
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des Kreditinstituts eine Geldbuße festgesetzt wer¬ 
den, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Auf¬ 
sichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf 
beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt bei vorsätzlicher 
Au fsi rh tspfl ich t Verletzung bis zu hunderttausend 
Deutsche Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtver¬ 
letzung bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark. 

§ 59 

Geldbußen gegen Kreditinstitute 

(1) Begeht ein GoschOftsleiter eines Kreditinsti¬ 
tuts in der Rcichtsform einer juristischen Person oder 
einer Porsononhaudelsgosolischuft eine in § 54 mit 
Strafe oder in § 56 oder 58 mit Geldbuße bedrohte 
Handlung, so kann eine Geldbuße auch gegen das 
Kred i!. in stilut. los lg esc t z t v/c rden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat oder 
Ordmingswiclrigkeit vorsätzlich begangen ist., bis zu 
hunderttausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark. 

§ 60 

Zust.änd %e Verwa \timgsbehörde 
und Verjährung 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist. das Bundes- 
aufsichtsamt für das Kreditwesen. Es entscheidet 
auch über die Abänderung und Aufhebung eines 
rechtskräftigen, gerichtlich nicht, nachgeprüften Buß- 
geldbeseh ei des (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord¬ 
nern gswidrigk eiten). 

(2) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorsdiriften 

§ 61 

Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 

Soweit ein Kreditinstitut bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 be- 
zeiehneten Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaub¬ 
nis nach § 32 als erteilt. Die in § 35 Abs. 1 genannte 
Frist beginnt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zu laufen. 

§ 62 

Überl eitungsbesümmungen 

(1) Die auf dem Gebiet des Kreditwesens be¬ 
stehenden Rechtsvorschriften sowie die auf Grund 
der bisherigen Rechtsvorschriften erlassenen Anord¬ 
nungen bleiben aufrechlerhaUen, soweit ihnen nicht 
Besiimmungon dieses Gesetzes entgegenstehen. 
Rechtsvorschriften, die für die geschäftliche Betäti¬ 
gung bestimmter Arten von Kreditinstituten weiter¬ 
gehende Anforderungen stellen als dieses Gesetz, 
bleibe n u n b e r ü h r t. 

(2) Aufgaben und Befugnisse, die in Rechtsvor¬ 
schriften des Bundes der Bonkaufsichtsbehörde zu¬ 
gewiesen sind, gehen auf das Bundesaufsichtsarnt 
über. 


(3) Die Zuständigkeiten der Länder für die Aner¬ 
kennung als verlagertes Geldinstitut nach der Fünf¬ 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zum Um¬ 
stellungsgesetz, für die Bestätigung der Umstel¬ 
lungsrechnung und der Altbankenrechnung sowie 
für die Aufgaben und Befugnisse nach den Wert¬ 
papierbereinigungsgesetzen und dem Bereinigungs¬ 
gesetz für deutsche Auslandsbonds bleiben unbe¬ 
rührt. 

(4) Die Vorschriften der §§ 10 bis 38, 45, 46 und 51 
Abs. 1 sind auf Kreditinstitute, die Geschäfte im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 betreiben, hin¬ 
sichtlich der Verpflichtungen nicht anzuwenden, die 
sich auf vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begrün¬ 
dete Darlehensforderungen beziehen, wenn deren 
Abtretung und Rückerwerb durch das Kreditinstitut 
von vornherein vorgesehen war. Dies gilt nicht, 
wenn das Kreditinstitut die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestehenden Vorkehrungen, die die Er¬ 
füllung seiner Verpflichtungen sichern sollen, zum 
Nachteil der Gläubiger wesentlich ändert. 

(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
für die Deutsche Reichsbank und die Deutsche Gold¬ 
diskontbank. Die Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden und die Deutsche Verrechnungs¬ 
kasse sind nicht Kreditinstitute im Sinne dieses 
Gesetzes. 

§ 63 

Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. das Gesetz über das Kreditwesen vom 
25. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1955); 

2. die Verordnung zur Änderung des Ge¬ 
setzes über das Kreditwesen vom 23. Juli 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1047); 

3. die Verordnung zur Änderung des Ge¬ 
setzes über das Kreditwesen vom 18. Sep¬ 
tember 1944 (Reichsgesetzbl. I S 211); 

4. die Erste Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 9. Februar 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 205); 

5. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des R.eichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 27. Juli 1935 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 1050); 

6. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 30. Juni 1936 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 540); 

7. die Vierte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen — Werksparkassen — 
vom 31. Mai 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 608); 

8. die Fünfte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über das 
Kreditwesen vom 9. Mai 1940 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 768); 

9. § 3 der Verordnung des Reichspräsidenten 
über die Spar- und Girokassen sowie die 
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kommunalen Giroverbände und kommu¬ 
nalen Kreditinstitute vorn 5. August 1931 
(Reiehsgesetzbl. I S. 429); 

10. § 5 Abs. 2 bis 4, § 9 des Artikels 1 und 
§ 2 des Artikels 2 des Fünften Teils Kapi¬ 
tel T der Dritten Verordnung des Reichs¬ 
präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen und zur Bekämpfung politi¬ 
scher Ausschrei Lungen vom C. Oktober 
1931 (Reiehsgesetzbl. I S. 537); 

11. das Gesetz über Zwecksparuntemehmun- 
gen vom 17. Mai 1933 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 269); 

12. die Durchfühnmgs- und Ergänzungsver- 
ordmmg über Zwerksparimternehmungen 
vom 2. Juni 1933 (Reiehsgesetzbl. I S. 351); 

13. die Zweite Durchführungs- und Ergän¬ 
zungsverordnung über Zwecksparunter¬ 
nehmungen vom 10. Oktober 1933 (Reichs- 
gcsotzbl. I S. 725); 

14. die Dritte Durchführungs- und Ergänzungs- 
verordnung über Zwecksparen! ernehmun- 
gen vom 28. Mai 19J4 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 465); 

15. das Gesetz über die Auflösung der Zweck- 
sparuntemehmnnqen vorn 13. Dezember 
1335 (Rnidisgosel.zbl. 1 S. 1457); 

16. die Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Auf¬ 
lösung der Zwocksnar Unternehmungen 
vom 12. Marz 1936 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 162); 

17. die Durchführungs- und Ergänzungsver¬ 
ordnung zum Gesetz über die Auflösung 
der Zweckspa runtornohm ungen vom 
13. Dezember 1936 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 1121); 

18. das Gesetz gegen Mißbrauch des bargeld¬ 
losen Zahlungsverkehrs vom 3. Juli 1934 
(Reiehsgesetzbl. I S. 593); 

19. die Verordnung über die Börsen-, Hypo¬ 
thek enb ank- u n d S chi f f spf and b rief bank¬ 
auf sicht vom 23. September 1934 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 863); 

20. das Gesetz über Staatsbanken vom 18. Ok¬ 
tober 1935 (Reiehsgesetzbl. I S. 1247); 

21. Artikel 2 des Gesetzes über die Prüfung 
von Jahresabschlüssen vom 3. Juni 1937 
(Reiehsgesetzbl. I S. 607); 

22. die Verordnung über die Prüfung der 
Jahresabschlüsse von Kreditinstituten vom 
7. Juli 1937 (Reiehsgesetzbl. I S. 763); 

23. die Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Bank- und Sparkassenwesens 
vom 5. Dezember 1939 (Reiehsgesetzbl. I 
S. 2413); 

24. die Verordnung zur Änderung der Ver¬ 
ordnung über Maßnahmen auf dem Ge¬ 
biete des Bank- und Sparkassenwesens 
vom 31. Dezember 1940 (Reiehsgesetzbl. 
1941 IS. 19); 


im Land Bayern: 

25. das Gesetz Nr. 54 über das Kreditwesen 
vom 27. September 1946 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1947 Nr. 1 

S. 11); 

im Land Bremen: 

26. die Anordnung des Präsidenten des Senats 
betreffend Übernahme der Befugnisse nach 
dem Reichsgesetz über das Kreditwesen 
auf Organe des Landes Bremen vom 
21. Februar 1947 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen Nr. 7 S. 41); 

im Land Hamburg: 

27. die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über das Kreditwesen (Anzeige- 
p flieh tverordnung) vom 23. Dezember 1952 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs¬ 
blatt I S. 283) mit den Änderungen vom 
23. September 1953 (I S. 357) und 5. April 
1960 (I S. 309); 

im ehemaligen Land Württemberg-Baden: 

28. das Gesetz Nr. 50 über die Beaufsichti¬ 
gung von Kreditinstituten vom 31. Januar 
1946 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden Nr. 5 S. 41 und Amts¬ 
blatt des Landesbezirks Baden Nr. 8 
Sp. 146); 

29. die Verordnung Nr. 546 des Finanzministe¬ 
riums zur Durchführung des Gesetzes Nr. 50 
über die Beaufsichtigung von Kreditinsti¬ 
tuten vom 3. November 1949 (Regierungs¬ 
blatt der Regierung Württemberg-Baden 
Nr. 25 S. 220 und Amtsblatt des Landes¬ 
bezirks Baden Nr. 26 Sp. 660); 

30. die Verordnung Nr. 53 des Finanzministe¬ 
riums über die Regelung der Verzinsung 
von Kundenguthaben bei Kreditinstituten 
vom 15. Februar 1946 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden Nr. 10 
S. 154 und Amtsblatt des Landesbezirks 
Baden Nr. 11 Sp. 243); 

31. die Verordnung Nr. 525 des Finanzmini¬ 
steriums über die Regelung der Verzin¬ 
sung von Kundenguthaben bei Kredit¬ 
instituten vom 2. Juli 1948 (Regierungs¬ 
blatt der Regierung Württemberg-Baden 
Nr. 13 S. 96 und Amtsblatt des Landes¬ 
bezirks Baden Nr. 17 Sp. 294); 

im ehemaligen Land Württemberg-Hohen- 
zollern: 

32. Die Rechtsanordnung über Änderungen 
auf dem Gebiet des Kreditwesens vom 
12. März 1946 (Amtsblatt des Staatssekre¬ 
tariats für das französisch besetzte Gebiet 
Württembergs und Hohenzollerns Nr. 3 
S. 23); 

33. die Rechtsanordnung über die Beaufsich¬ 
tigung von Kreditinstituten vom 12. März 
1946 (Amtsblatt des Staatssekretarmts für 
das französisch besetzte Gebiet Württem¬ 
bergs und Hohenzollerns Nr. 3 S. 23); 
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34. die Verordnung des Finanzministeriums 
über die Wiedereinführung der regelmäßi¬ 
gen Depolprüfungen bei den Kreditinsti¬ 
tuten vom l. Juni 1949 (Regierungsblatt 
für das Land Württembcrg-Hohenzollern 
S. 342); 

im ehemaligen Land Baden: 

35. die Rechts Unordnung über die Beaufsich¬ 
tigung von Kreditinstituten vom 4. Sep¬ 
tember 1946 (Amtsblatt der Landes Verwal¬ 
tung Baden — Französisches Besatzungs- 
gebiet — Nr. 17 S. 105). 

(2) § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungs¬ 
verordnung zum Umstellungsgesetz wird dahin ge¬ 
ändert, daß in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 an die 
Stelle der Worte „die Bank deutscher Länder" die 
Worte „das Bundosaufsichtsamt für das Kredit¬ 
wesen" treten und in Absatz 1 Satz 2 die Worte 
»der Bank deutscher Länder" durch die Worte „des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen" ersetzt 
werden. 


(3) Dem § 16 Abs, 1 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 745) wird folgender Satz 4 angefügt: 
„Als eine Verbindlichkeit aus Sichteinlagen im Sinne 
des Satzes 1 gilt bei einem Kreditinstitut im Sinne 
des § 53 des Gesetzes über das Kreditwesen auch 
ein passiver Verrechnungssaldo." 

§ 64 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin mit der Maß¬ 
gabe, daß § 35 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf solche Berliner 
Altbanken anzuwenden ist, die nicht zum Neu¬ 
geschäft zugelassen sind. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs¬ 
gesetzes. 

§ 65 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 10. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 
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Sechste Verordnung 

zur Durchführung des Kindergeldgesetzes und des KindergeMergänzungsgesetzes 

(Griechenland) 

Vom 5. Juli 1961 


Auf Grund des § 34 Abs. 3 des Kindergeldgesetzes 
vom 13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
sozial rechtlicher Vorschriften vom 25. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 465), und auf Grund des § 5 
Abs. 1 dos Kinde rgcl de rgänzungsgesetzes vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 
16. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), in Verbin¬ 
dung mit § 34 Abs. 3 des Kindergeldgesetzes ver¬ 
ordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates: 

§ 1 

Abweichend von § 34 Abs. 1 des Kindergeldgeset¬ 
zes und von § 5 Abs. 1 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes in Verbindung mit § 34 Abs. 1 des Kinder¬ 
geldgesetzes erhalten griechische Staatsangehörige 
und Deutsche im Sinne des Grundgesetzes, die im 
Geltungsbereich des Kindergeldgesetzes als Arbeit¬ 
nehmer beschäftigt werden, Kindergeld auch dann, 
wenn sie ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in Griechenland haben. 

Bonn, den 5. Juli 1961 


5 2 

Abweichend von § 34 Abs. 2 des Kindergeldgeset¬ 
zes und von § 5 Abs. 1 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes in Verbindung mit § 34 Abs. 2 des Kinder¬ 
geldgesetzes erhalten griechische Staatsangehörige 
und Deutsche im Sinne des Grundgesetzes, die im 
Geltungsbereich des Kindergeldgesetzes als Arbeit¬ 
nehmer beschäftigt werden, Kindergeld auch für die¬ 
jenigen Kinder, die ihren Wohnsitz oder ihren ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt in Griechenland haben. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 38 des Kindergeld¬ 
gesetzes und § 21 des Kindergeldergänzungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 

5 4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1961 in Kraft. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

B1 ank 
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Verordnung 

über Ausnahmen vom Verbot der Beschäftigung von Arbeitnehmern 
an Sonn- und Feiertagen in der Eisen- und Stahlindustrie 

Vom 7. Juli 1961 


Im Bestreben, die Sonn- und Feiertage als Tage 
der Gottesverehrung; der seelischen Erhebung, der 
Arbeitsruhe und der körperlichen Erholung stärker 
als bisher zu schützen, wird auf Grund des § 105d 
der Gewerbeordnung in Verbindung mit Artikel 129 
Abs. 1 des Grundgesetzes mit Zustimmung des Bun¬ 
desrates für die Eisen- und Stahlindustrie verordnet: 

§ 1 

(1) In der Eisen- und Stahlindustrie dürfen Arbeit¬ 
nehmer an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden 
beim Betrieb 

1. von Hochöfen, Niederschachtöfen, Öfen 
nach dem Stürzeibergverfahren und Renn¬ 
öfen während der Zeit von 0 bis 24 Uhr, 

2. von Siemens-Martin-Stahlöfen mit einem 
Schmelzgewicht von weniger als 75 t und 
Elektro-Stahlöfen mit einem Schmelzge¬ 
wicht von weniger als 10 t mit Ausnahme 
der Öfen, in denen Stahlguß erzeugt wird, 
sowie von Öfen nach dem Rotorverfahren 
während der Zeit bis 6 Uhr und ab 22 Uhr, 
bis zum 31. Dezember 1965 während der 
Zeit bis 6 Uhr und ab 14 Uhr oder bis 
14 Uhr und ab 22 Uhr, 

3. von Siemens-Martin-Stahlöfen mit einem 
Schmelzgewicht von mindestens 751 und 
Elektro-Stahlöfen mit einem Schmelzge¬ 
wicht von mindestens 10 t mit Ausnahme 
der Öfen, in denen Stahlguß erzeugt wird, 
während der Zeit von 0 bis 24 Uhr, 

4. von Thomasstahl-Konvertern während der 
Zeit bis 6 Uhr und ab 22 Uhr, 

5. von Walzenstraßen erster Hitze, die im 
Verbund mit den in Nummern 2 und 4 be- 
zeichneten Öfen und Konvertern betrieben 
werden, bis 6 Uhr und ab 22 Uhr, 

6. von Walzenstraßen erster Hitze, die über¬ 
wiegend im Verbund mit den in Nummer 3 
bezeichneten Stahlöfen betrieben werden, 
während der Zeit bis 6 Uhr und ab 14 Uhr 
oder bis 14 Uhr und ab 22 Uhr. 

Die Regelung nach Nummer 2 bis 6 gilt nicht für 
die Weihnachts-, Oster- und Pfingstfeiertage und 
den 1. Mai. 

(2) Die Beschäftigung nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 
ist nur mit folgenden Arbeiten und den jeweils zu¬ 
gehörigen Hilfsverrichtungen gestattet: 

1. Beistellung der Einsatzstoffe vom Betriebs¬ 
lager, 


2. alle anderen für das Erschmelzen des Roh¬ 
eisens, der Luppen oder des Stahls unmit¬ 
telbar erforderlichen Arbeiten, 

3. Abtransport und Lagerung des Roheisens 
und der Schlacke, der Luppen oder des 
Stahls, 

4. Oberflächenbearbeitung und Wärmebehand¬ 
lung des Stahls, soweit sie in der ersten 
Hitze vorgenommen werden müssen. 

Dies gilt nicht, sofern die Arbeiten oder Hilfsver¬ 
richtungen auf einen Werktag verlegt werden 
können. 

(3) Beim Betrieb der Walzenstraßen erster Hitze 
ist nur die Beschäftigung mit dem Antransport der 
Rohstahlblöcke und Brammen und mit allen anderen 
für das Walzen der Blöcke und Brammen in erster 
Hitze unmittelbar erforderlichen Arbeiten sowie 
mit den -jeweils zugehörigen Hilfsverrichtungen ge¬ 
stattet. Dies gilt nicht, sofern die Arbeiten oder 
Hilfsverrichtungen auf einen Werktag verlegt wer¬ 
den können. 

§ 2 

(1) Bis zum 31. Dezember 1963 dürfen Arbeitneh¬ 
mer beim Betrieb der in § 1 Abs. 1 Nr. 2 bezeichne¬ 
ten Öfen an Sonn- und Feiertagen während der Zeit 
von 0 Uhr bis 24 Uhr mit den in § 1 Abs. 2 bezeich¬ 
neten Arbeiten und Hilfsverrichtungen beschäftigt 
werden. Dies gilt nicht für die Weihnachts-, Oster- 
und Pfingstfeiertage und den l.Mai. 

(2) Bis zum 31. Dezember 1963 dürfen Arbeitneh¬ 
mer beim Betrieb von Walzenstraßen erster Hitze, 
die überwiegend im Verbund mit den in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Öfen betrieben werden, an Sonn- 
und Feiertagen während der Zeit bis 6 Uhr und ab 
14 Uhr oder bis 14 Uhr und ab 22 Uhr mit den in 
§ 1 Abs. 3 bezeichneten Arbeiten und Hilfsver¬ 
richtungen beschäftigt werden. Dies gilt nicht für 
die Weihnachts-, Oster- und Pfingstfeiertage und 
den 1. Mai. 

§ 3 

Die Beschäftigung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 
sowie nach § 2 ist nur gestattet, wenn die in § 105 c 
Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbeordnung zugelassenen 
Arbeiten zur Reinigung und Instandhaltung ent¬ 
weder in der Zeit von 6 bis 14 Uhr oder in der 
Zeit von 14 bis 22 Uhr nicht vorgenommen wer¬ 
den, in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 Halbsatz 2 
und Nr. 6 sowie des § 2 Abs. 2 während der Zeit, 
während der eine Beschäftigung nach dieser Ver¬ 
ordnung nicht gestattet ist. 
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§ 4 

Arbeitnehmer dürfen nach §§ 1 bis 2 nur unter 
den in §§ 5 bis 8 vorgesehenen Bedingungen be¬ 
schäftigt werden. 

§ 5 

(1) Den Arbeitnehmern, die nach § 1 Abs. 1 Nr, 1 
und § 2 Abs. 1 beschäftigt werden, ist in einem im 
Schicht plan fest zu legenden Wechsel an mindestens 
13 Sonntagen im Jahr eine ununterbrochene Ruhe¬ 
zeit von mindestens 72 Stunden zu gewähren» die 
den vollen Kalendersonn Lag umfassen muß. 

(2) Den Arbeitnehmern, die nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
und 4 bis 6 sowie nach § 2 Abs. 2 beschäftigt wer¬ 
den, ist in einem im Schidüpian festzulegenden 
Wechsel an mindestens 26 Sonntagen im Jahr, bis 
31. Dezember 1961 an mindestens 23 Sonntagen im 
Jahr, eine ununterbrochene Ruhezeit von minde¬ 
stens 40 Stunden zu gewähren, die den vollen 
Kalendersonntag umfassen muß. 

(3) Den Arbeitnehmern, die nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 
beschäftigt werden, ist in einem im Schichtplan fest¬ 
zulegenden Wechsel an mindestens 26 Sonntagen im 
Jahr eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 
40 Stunden, bis 30. Juni 1962 an mindestens 13 Sonn¬ 
tagen im Jahr eine ununterbrochene Ruhezeit von 
mindestens 72 Stunden zu gewähren, die den vollen 
Kalendersonntag umfassen muß. 

(4) Den Arbeitnehmern, die nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
bis 6 sowie nach § 2 beschäftigt werden, ist an den 
Weihnachtsfeiertagen eine ununteirbroehene Ruhe¬ 
zeit von mindestens 60 Stunden, die am 24. Dezem¬ 
ber spätestens um 18 Uhr beginnen muß, an den 
Oster- und Pfingstf ei er tagen eine ununterbrochene 
Ruhezeit von jeweils mindestens 48 Stunden und 
am l.Mai eine unuoLerbrocheno Ruhezeit von min¬ 
destens 40 Stunden zu gewähren. 

§ 6 

(1) Die Arbeitszeit an einem Sonn- oder Feiertag 
darf die Dauer von acht Stunden nicht überschreiten. 
Sie kann, soweit es bisher gestattet war, auf höch¬ 
stens zwölf Stunden verlängert werden, wenn den 
Arixumehmern an Stehe der in § 5 Abs. 1 und 3 zu 
gewährenden 13 freien Sonntage in einem im Schicht- 

Bonn, den 7. Juli 1961 


plan festzulegenden Wechsel an mindestens 20 
Sonntagen im Jahr eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 40 Stunden gewährt wird, die den 
vollen Kalendersonntag umfaßt; § 5 Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

(2) Den Arbeitnehmern ist für die Beschäftigung 
an einem Sonntag eine ununterbrochene Ersatzruhe¬ 
zeit von mindestens 24 Stunden in derselben oder 
in der vorhergehenden Woche zu gewähren. 

§ 7 

(1) Wer Arbeitnehmer nach §§ 1 bis 2 beschäf¬ 
tigen will, hat dies 14 Tage vor Aufnahme der Be¬ 
schäftigung unter Angabe der einzelnen Arbeiten, 
der Zahl der Arbeitnehmer sowie der Dauer und 
Lage ihrer Arbeitszeit der nach Landesrecht zu¬ 
ständigen Behörde schriftlich anzuzeigen. 

(2) Wer Arbeitnehmer mit den in dieser Verord¬ 
nung zugelassenen Arbeiten an Sonn- oder Feier¬ 
tagen innerhalb des ersten Monats nach Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung beschäftigt, hat eine dem 
Absatz 1 entsprechende Anzeige innerhalb dieses 
Monats zu erstatten. 

§ 8 

Wer Arbeitnehmer nach §§ 1 bis 2 beschäftigt, hat 
einen Abdruck dieser Verordnung an geeigneter 
Stelle im. Betrieb zur Einsicht auszulegen oder aus¬ 
zuhängen. 

§ 9 

Diese Verordnung gilt mit der Maßgabe, daß in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 die Zahl „75" durch die Zahl 
„50" ersetzt wird, auch im Land Berlin, sofern sie 
irn Land Berlin in Kraft gesetzt wird. 

§ 10 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1961 in 
Kraft. 

(2) Von dem gleichen Zeitpunkt ab findet die Be¬ 
kanntmachung betreffend Ausnahmen von dem Ver¬ 
bote der Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe vom 
5. Februar 1895 (Reichsgesetzbl. S. 12), zuletzt ge¬ 
ändert durch die Bekanntmachung vom 25. Juni 1914 
(Reichsgesetzbl. S. 234), auf die Eisen- und Stahl¬ 
industrie keine Anwendung. 


Der Bundes minister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 
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Fünfzehnte Verordnung 
zur Durchführung des Feststellungsgesetzes 
(15. FeststellungsDV) 

Vom 10. Juli 1961 


Auf Grund des § 43 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und 
Abs. 2 des Fest:sf:■eilu n. r;eeso!/,es in der Fas sung vom 
14. Au.gust 1052 (1 >und(■ sgesctzbl. I S. 534), zuletzt 
geändert durch § 2 des Zwölften Gesetzes zur Ände¬ 
rung des Lasten aus gl ei dis gosetz es vom 29. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 613), in Verbindung mit § 12 
Abs. 2 des Fes I.stfd längs ge setzes verordnet die Bun¬ 
desregierung mit Zustimmung des Bundosrates: 

§ 1 

Ersatzcinheitswerte des Weinhauvermögens 

(1) ln den Fällen des § 12 Abs. 2 des Feststellungs- 
gesei:zes ist für Wei n\ >aubei.riebe und weinbaumäOig 
gemi 1;z to G n i n d s I:ü de sf! äch en ein Ersatz eInheitswe rt 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften zu ermit¬ 
teln. 

(2) Für die Abgrenzung des in Absatz 1 bezeich¬ 
net cm Vermögens sind die Vorschriften des § 47 
Abs. 1 und 3 dos Bo w er lungsges otzes vom 16. Okto¬ 
ber 1934 (Reidisgosolzftl. I. S. 1035) in Verbindung 
mit §§ 23 und 24 der Durchführungsverordnung zum 
Be we rtung sgese i z vorn 2. Februar 1935 (Reichs¬ 
gesetz, bl. I S. 81) maßgebend. 

§ 2 

Weinbau fl liehen. 

(1) Der Ersatzeinheitswert des Weinbauvermö¬ 
gens ist nach der Größe der dem Weinbau dienenden 
G rund s l ü ck s II ä ch e n zu e rmi 11 e ln (W e inb auf] ach en). 
Es gelten als 

1. Ertragsflüüien die We inb auflä eben mit Reb- 
gewachsen, die die Traubenernte für die 
Gewinnung von Weinmost geliefert haben, 

2. Jungfcldor die We inbauflächen mit Reb- 
gewächsen bis zum Alter von zwei Jahren, 
gerechnet von dem auf das Pflanzjahr fol¬ 
genden Kal en de r j ahr, 

3. B rach flächen die im Weinbaugelände bele- 
genen We inb auflä dien ohne Rebgc wachse, 
die dazu bestimmt gewesen sind, mit Reb- 
gewüchsen wieder bepflanzt zu werden. 

(2) Bei Ertragsflächen und Jungfeldern mit Zwi¬ 
schenbau von Obs Lp fl anzun gen oder a nderem Anbau 
sind die Hälfte, bei Pflanzungen mit Randanbau drei 
Viertel der gemischt bepflanzten Grundstücksfiächcn 
als Woinbauflöche anzu setzen. Die Bewertung der 
restlichen Grunds lücksfläche richtet sich nach ihrer 
Nutzung. 

(3) Sind die zu den Gebäuden gehörenden Grund- 
stücksflüchon (Hofraum, GebäudcMche, Haus garten) 
nicht bereits bei anderen wirtschaftlichen Einheiten 
des Grundbesitzes miterfaßt, sind sie gesondert an¬ 


zusetzen. Ist dabei die Größe dieser Grundstücks¬ 
flächen nicht bewiesen oder glaubhaft gemacht, sind 
dafür 10 vom Hundert der Weinbaubetriebs fläche 
auszusondern. 

(4) Außer den Grundstücksfiächcn, die bereits 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 dei 3. FeststellungsDV vom 
24. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 518), zuletzt 
geändert durch § 1 der Verordnung vom 5. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 317), nicht als weinbau¬ 
mäßig genutzte Grundstücks flächen zu bewerten 
sind, gehören nicht zum Weinbauvermögen insbe¬ 
sondere 

1. Anlagen mit Rebgewächsen (Rebanlagen) 
in Hausgärten und an Hauswänden, 

2. Rebanlagen unter Überdachungen (§ 4 der 
14. FeststellungsDV vom 10. März 1861 — 
Bundesgesetzbl. I S. 170), 

3. Gi und Stücks flächen mit Tafeltrauben-Reb- 
anlagen (§ 10 AFos. 1 Nr. 3 der 14. Feststel¬ 
lungsDV), 

4. Reb schul flächen (§13 Abs. 2 der 14. Feststel¬ 
lungsDV). 

(5) Der Präsident des Bundssausgleichsamts regelt 
durch Rechtsverordnung, wie die We inb auflä dien 
nach Absatz 1 aufzugliedern sind, wenn die Aufglie¬ 
derung nicht bewiesen oder glaubhaft gemacht ist. 

§ 3 

Ersatzeinheitswert 

Der Ersatzeinheitswert des Weinbaubetriebs oder 
der weinbaumäßig genutzten Grund stücksfläche wird 
ermittelt aus dem Regelwert nach §§ 5 und 6 sowie 
dem Wertansatz nach § 9. An die Stelle des Regel¬ 
werts tritt unter den Voraussetzungen des § 8 der 
Regelmindestwert oder der Einzelmindestwert. 

§ 4 

Wembau-Gebietshek tarsätze 

(1) Der Wertermittlung sind die auf das Hektar 
bezogenen Wertansätze der Ertragsflächen nach 
Anlage 1 zugrunde zu legen (Weinbau-Gebiets¬ 
hektarsätze). 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts legt 
nach An hören der zuständigen Heimat auskunftstelle 
durch Rechtsverordnung durchschnittliche Hektar¬ 
sätze für die einzelnen Gemeinden, Gemeindeteile 
oder Gruppen von Gemeinden (We inb au-Gerne inde- 
hektarsätze) derart fest, daß der Durchschnitt der 
ohne Berücksichtigung von Weinbauflächen mit 
Direktträger-Rebgewachsen (§ 5 Abs. 3) und der 
ohne Kürzung um Abschläge für fehlende Betriebs¬ 
bestandteile anzusetzenden Weinbau-Gemeinde¬ 
hektarsätze eines Gebietsbereichs dem Weinbau- 
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Gebietshc-ktarsatz entspricht. Er ist berechtigt, 
kleinere Abweichungen aus Gründen der rechneri¬ 
schen Abrundung zuzulassen; er kann Weinbau- 
G omeinüehek La r sä Ize nacht rag I ich h er ich t i gen. 

§ 5 

Ermittlung des Regelwerts 

(1) Zur Diirchhibmng der Wort berechn ung wird 
imur1 k:! b einer G::..e: : m le, eures Comoi<U? teils oder 
eivier r Gej nein r 1 c.. • ru])\>o für ju. k*. i Woinbaubetrieb 
oder jede we n i hu uraäßifj genuizi.e C1 rund:;ilidcsflache 
einheitlich der Weinbau-Germhndeheklarsatz ange¬ 
wandt. 

(2) Für die Ertragsflüchen, die .Jung fei der und die 
Brachflüdien sowie für die Hofraum-, Gebäude- und. 
Hausgar tcnflächen sind Wertansätze zu ermitteln - f 
hierzu ist die Huktar/nhl jeder Tei [fläche mit dem 
Toil-Hcktarsatz mich Anlage 2 zu vervielfachen. Für 
die nicht unmittelbar auf geführten Weinbau- 
Gcmeindohektarsäl/.e sind die Teil-Hektarsätze 
durch rechnerische Zwischenschaltung zu ermitteln. 

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 sind für 
Ertrag jjllcidien und Jung fei der mit Diroktträger-Reb- 
gewüchsen nur 40 vom Hundert des sonst maß¬ 
gebenden Teil-Hoktarsatzes anzusetzen. Als Direkt- 
trÜger-Rebgcwächso gelten die unveredelten Ameri¬ 
kanerreben (Hybriden). Der Präsident des Bundes¬ 
ausgleichs am.ts kann durch Rechtsverordming be¬ 
stimmen, welche anderen unveredelten R ob ge wachse 
als Direktträger-Rc bg ewädise ge 11en. 

(4) Die Wertansätze sind zum Regelwert zusam¬ 
menzufassen. 

§ 6 

Bcfriebsbestandteile 

(1) Der Teil-Iioktarsatz der Ertragsflächen umfaßt 
die Wertanteile für die folgenden Betriebsbestand¬ 
teile: 

1. Wohngebäude des Betriebsinhabers, 

2. Wirtschaftsgebäude einschließlich der 
Wohnräume für das Betriebspersonal, 

3. lebende Betriebsmittel, 

4. tote Betriebsmittel, 

5. Ke 11 ergehäude, 

6. Kelter, 

7. Kellerei-Betriebsmittel, 

8. Weinvorräie, 

9. Reb gewächse, 

10. Boden. 

Der TeilTIeklarsotz umfaßt für 

Jungfei der 

die Betriebsbestandtoile nach den Nummern 
1 bis 4, 9 und 10, 

Brachflächen 

die Betriebsbestandteile nach den Nummern 
1 bis 4 und 10, 

Hofraum-, Gebäude- und Hojisgarfenflächen 
den Betriehsbestandteil noch Nummer 10. 

(2) Der Regel wert wird vermindert um Abschläge, 
wen ii B e tri eh sh es tn n d [vj ! •••* f •: ’ hl en und d ie A b s chl üge 

im Einzclfa.il zu einer Minderung des Regclwerts 


um mindestens 3 vom Hundert führen. Der Präsident 
des Bundssausgleichsamts regelt durch Rechtsver- 
ordnung, welche Wertanteile für die Betriebs- 
bestandteile im Rahmen der Teil-Hektarsätze anzu¬ 
setzen sind und wie sich hiernach die Abschläge 
bemessen. 

(3) im Fall des § 8 wird an Stelle des Regelwerts 
der Regelmindestwert oder der Einzelmindestwert 
um die Abschläge nach Absatz 2 vermindert. 

§ 7 

Wohngebäude des Betriebsinhabers 

Hat das Wohngebäude des Betriebsinhabers zu¬ 
gleich einem landwirtschaftlichen, forstwirtschaft¬ 
lichen oder gärtnerischen Betrieb gedient, ist es in 
den Weinbaubetrieb nur dann einzubeziehen, wenn 
der Regelwert (§ 5) den Regelwert des landwirt¬ 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen 
Betriebs übersteigt. 

§ 8 

Regelmindesiwert, Einzelmindestwert 

(1) Ergibt sich bei Weinbaubetrieben ein Regel¬ 
wert nach § 5 

1. unter 3500 Reichsmark, 

ist der Regelmindestwert anzusetzen, 

2. von 3500 Reichsmark und darüber, 
ist der Einzelmindestwert anzusetzen, 

wenn sich dadurch eine Erhöhung des Regelwerts 
um mindestens 5 vom Hundert ergibt. Der Regel¬ 
mindestwert ist in Abweichung von § 5 derart zu 
ermitteln, daß für das Wohngebäude des Betriebs- 
inhabers an Stelle des sonst anzusetzenden Wert¬ 
anteils einheitlich 1500 Reichsmark angesetzt wer¬ 
den, Bei der Ermittlung des Einzelmindestwerts tritt 
ein die Stelle des sonst anzusetzenden Wertanteils 
der nach dem für Mictwohng rund stücke maßgeben¬ 
den Flächenwertverfahren der 5. FeststellungsDV 
vom 17. Dezember 1955 (Bundesgesetzhl. I S. 777), 
zuletzt geändert durch § 2 der Verordnung vom 
5. April 1961 (Bundesgesetzhl. I S. 317) für das Wohn¬ 
gebäude des Betriebsinhabers zu ermittelnde Wert¬ 
ansatz. 

(2) Hat das Wohngebäude des Betriebsinhabers 
zugleich einem landwirtschaftlichen, forstwirtschaft¬ 
lichen oder gärtnerischen Betrieb gedient und ist es 
in den Weinbaubetrieb einzubeziehen, ist Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. Dabei tritt an die Stelle 
des Regelwerts (§ 5) die Summe der Regelwerte der 
Betriebsteile. Die bei den anderen Betriebsteilen für 
das Wohngebäude des Betriebsinhabers sonst anzu¬ 
setzenden Wertanteile (Absatz 1) werden nach den 
dafür erlassenen Vorschriften errechnet. 

(3) Wird der Wertansatz für das Wohngebäude 
des Betriebsinhabers bei Einbeziehung in einen 
landwirtschaftlichen Betrieb nicht nach dem für 
M ietwohng rund s tü cke maß gebenden FI achenwert- 
verfähren der 5. FeststellungsDV ermittelt, ist ein 
zusätzlicher Wertanteil für das Wohngebäude des 
Betriebsinhabers anzusetzen. Dazu ist die Hektarzahl 
der Weinbau mäßig genutzten Grundstücksfläche mit 
dem Wertanteil für Wohngebäude zu vervielfachen, 
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der sich nach der Regelung über die Wertanteile für 
Betriebsbestandteile ergibt, die der Präsident des 
Bundesausgleichsamts nach § 6 Abs. 2 trifft. 

§ 9 

Weinbau-Nebenbetriebe 

Der Wertansatz für betriebseigene Weinbau- 
Nebenbetriebe ist nach den Vorschriften der 6. Fest- 
stellungsDV vom 23. März 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 133), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 
2. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 88), zu ermitteln, 
übersteigt der Wert des Zukaufs von Erzeugnissen 
30 vom Hundert des Wertansatzes der Erzeugung 
aus dem eigenen Weinbaubetrieb, unterbleibt eine 
Einbeziehung als Neben betrieb in den Weinbau¬ 
betrieb. 


§ 10 

Anwendung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 44 des Feststel¬ 
lungsgesetzes, Artikel VI des Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 12. Juli 
1955 (BundesgesetzbL 1 S. 403) und des § 15 des 
Achten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 809) 
auch im Land Berlin. 

§ 11 

InkrafUreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 10. Juli 1961 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 
Schaffer 


Der Bundesminister der Finanzen 
Etzel 
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Anlage 1 
(zu § 4 Abs. 1) 


Weinbau-Gebietshektarsätze 


Gebiet 

1 

Weinbau* 

Gebiets* 

hektarsatz 

UM 

2 

RegBez Aussig 

He i m atauskunttstelle 1 

Kreis Leitrncrilz 
soweit Gemeinden 

Groß Zernosek 

6 000 

Cznlositz, Kresäritz 

5 700 

Lei tiricri tz, Midielsbcrg, Pi sti a n 

5 000 

im übrigen 

4 500 

Gebiet der Kreise 

Aussig und Dauba 

4 000 

Vertreibungsgebiet Bessarahien 

Heimat auskunftstelle 8 b 

Kreis 

Akkcrman 

6 700 

Ismail 

4 000 

Kischinew 

6 100 

Gebiet der Kreise 

Bender, Kabul 

5 100 

Gebiet der Kreise 

Beiz, Orhei 

3 500 

Gebiet der Kreise 

Chotin, Soroka 

3 000 


Vertreibungsgebiet Böhmen und Mähren 
Hei ma tau skunfts teile 2 
Kreis 


Melnik 


6 000 

Nikolsburg 


9 100 

Ungarisch Ostra 

soweit Gemeinde Bisenz 


5 700 

Znaim 


9 500 

Gebiet der Kreise 



Gaya, Göding, Steinitz, Straßnitz, 
risch Ostra ohne Gemeinde Bisenz 

Unga- 
, Wel- 


warn 


4 500 

Gebiet der Kreise 



Brünn, Eiben schütz, Hrottowitz, Klobouk, 


Seelowitz 


3 700 

Vertreibungsgebiet Bulgarien 
Heimatauskunftstelle 8 d 


3 500 

Vertreibungsgebiet Dobrudscha 

Heirnatauskunftstelle 8 c 



Kreis 



Caliacra 


4 500 

Constantza 


5 150 

Durostor 


3 850 

Tulcea 


4 500 


Weinbau- 

Gebiels- 

Gebiet hektarsatz 

UM 


1 2 


Vertreibungsgebiet Jugoslawien 
Heimatauskunftstelle 7 
Teilgebiet Süd Banat 

Haupt weinbaugebiet in den Kreisen 


Weißkirchen und Werschetz 5 700 

im übrigen 4 500 

Teilgebiet Nord Banat 
Gebiet der Kreise 

Groß Kikinda und Neu Kanischa 4 250 

im übrigen 3 500 

Teilgebiet Baranya 
Hauptweinbaugebiet in den Kreisen 

Batina und Darda 4 900 

im übrigen 3 500 

Teilgebiet Batschka 

soweit Sandgebiete und Telelschka 4 250 

im übrigen 3 500 

Teilgebiet Bosnien 3 500 

Teilgebiet Dalmatien 5 000 

Teilgebiet Krain 4 000 

Teilgebiet Kroatien 

soweit Gebiet Za gor je 4 250 

im übrigen 3 500 

Teilgebiet Serbien 3 500 

Teilgebiet Slawonien 

soweit Dalj-Erduter Gebiet, Daruwarer 
und Djakowarer Gebiet, Pozegaer Kessel 4 000 
im übrigen 3 500 

Teilgebiet Syrmien 

soweit Frankengebirge 4 100 

soweit östliches Nord Syrmien 4 000 

im übrigen 3 500 


Teilgebiet Untersteiermark 

Hauptweinbaugebiet in den Kreisen 
Cilli (Celje), Luttenberg (Ljutomer), 

Marburg (Maribor), Pettau (Ptuj), 

Wisell 7 400 

im übrigen 3 000 

RegBez Liegnitz 

Heimatauskunftstelle 19 
Kreis 

Glogau 1 000 

Grünberg 1 600 

Vertreibungsgebiet Rumänien 
Heimatauskunftsteile 3 
Teilgebiet 

Rumänisches Altreich 3 500 
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Weinbau- 


Weinbau- 

Gebiet 

Gebiets- 

Gebiet 

Gebiets- 

hektarseitz 

hektarsalz 


RM 


RM 

1 

2 

1 

2 


Noch Verlreibnngsgehiet Rumänien 
Rumänisches Banat 

Komi t äte Arad, Carasch, Severi n und 


Tornesch 5 400 

Sathinar 

Koinilale Bilior, Marmarosch, Salaj 
und Sathinar 3 500 

Siebe nbürgisdies Wein 1 and 

Koxnitate Groß Kochein, Klein Köcheln 
und Weissenburg (Alba) 6 400 

Süd Siebenbürgen 

Komitale Drei Slüble, Fogarasch, Iler- 
mannstadt, Iiunyad und Kronstadt 4 400 

Nord Siebenbürgen 

Komi t äte Csik, Klausenburg, Mieresch, 

Nösen, Oderhellen, Sarnosch (Dej) und 
Thorenburg 5 400 

Vertreibungsgebiet Slowakei 
einschließlich Karpatho-Ukraine 
Heimalaus k u nfts te 11 e 6 


Kreis 

Munk a I;sch (Mukacevo) 

Gebiet der Kreise 

Sachs. Her eg (Beruh ovo) 

soweit Gemeinde Sachs. Bereg 
SewIusch (Nagys/.ölös) 
sowei i: Gernoi nde Sew 1 usdi 
soweit Ge rn ei n cJ e Göd en y h aza 
BÖ sing und Preßburg 

W ei n b a u - S t:r eu g e bie t e 
Gemeinde 

Slovenske Nove Mesto 
einbe/.ogen in das Tokajer .Weinbauge¬ 
biet des Vertreibungsgebietes Ungarn 

Vertreibungsgebiet Sowjetunion 
Heimatauskunft.st.elle 8 a 
Gebiet 

Dn j ep r op e L r o w sk 

Grosny 

Kaukasus 

Aserbaidschan 

Georgien 

Krasnodar 

Krim 

Naltschik 

Nikolajew 

Odessa 

Rostow 

Saporoshje 

Stalingrad 

Stalino 

Stawropol 


3 500 


7 500 

7 500 
7 000 
6 500 

4 800 


3 500 
8 000 

8 400 
8 400 
8 000 
8 000 
8 000 

4 500 
6 200 
3 500 
3 500 
3 500 
3 500 
8 000 


Vertreibungsgebiet Ungarn 
Heimatauskunftstelle 5 
Weinbaugebiete 

Bacsalmas 5 400 

Bacs-Kiskun 4 800 

Baranya 5 000 

Budapester Umgebung 5 400 

Debrö 7 500 

Erlau 9 000 

Gyöngyös-Visonta 6 200 

Mecsek 7 500 

Mor 8 000 

Nagyharsany 7 300 

Neszmely 6 200 

Ödenburg 7 300 

Pilis-Börzsöny 5 100 

Plattensee-Ufer 6 200 

Plattenseer Vulkan gebiet 9 000 

Schomlau 9 200 

Schomodei 5 000 

Szekszard 6 200 

Tolnau 5 000 

Villany 8 800 

Völgyseg 5 400 


Große ungarische Tiefebene 

(Komiiate Arad, Bacs-Bodrcg-Kiskun, 
Bekes, Csanad, Csongrad und Pcst- 
Pilis-Solt ohne Weinbaugebiet Bacs- 


Kiskun) 4 250 

Heideboden 

(Komitat Wieselburg) 4 000 

Nyirseg 

(Komitale Bereg, Szabolcs, Szatmar 

und Ugocsa) 4 200 

Tokajer Hügelland einschließlich der Ge¬ 
meinde Slovenske Nove Mesto des Ver¬ 
treibungsgebietes Slowakei einschließlich 
Karpatho-Ukraine 9 500 

Ostungarn 

(Komitale Bihar, Hajdu, Jasz-Nagykun- 
Szolnok und Ung) 3 500 

Südungarn 

(Komitate Baranya, Somogy und Tolna) 4 600 


Westungarn 

(Komitate Eisenburg, Gran, Komorn, 
Ödenburg, Raab, Weißenburg, Wes- 
prim und Zala) 4 400 

Nordungarn 

(Komitate Abauj-Torna, Borsod, Gö- 
mör-Kishont, ITeves, Hont, Nograd und 
Zemplen) 3 000 



Nr. 49 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 15. Juli 1961 


907 


Anlage 2 
(zu § 5 Abs. 2) 


übersieht über die Teil-Hektarsätze 




Tcil-Hek tdi süi l.z der 


Wf'iflbilU- 

Gemeindo- 

hekluisalz 

Erlraijs- 

lKidicn 

Jung¬ 

folder 

Brach- 

flächen 

I lofraum-, 
Gebäude- und 

I lausgar fen- 
t lachen 

UM 

KM 

RM 

RM 

RM 

l 

2 

3 

4 1 

5 

12 000 

12 000 

6 560 

3 140 

1 140 

11 000 

11 000 

6 010 

2 890 

1 040 

10 000 

10 000 

5 450 

2 640 

940 

9 000 

9 000 

4 900 

2 390 

840 

8 000 

8 000 

4 340 

2 140 

740 

7 000 

7 000 

3 760 

1 880 

630 

6 000 

6 000 

3 190 

1 620 

520 

5 000 

5 000 

2 600 

1 360 

420 

4 000 

4 000 

2 020 

1 110 

290 

3 000 

3 000 

1 440 

850 

180 

2 000 

2 000 

900 

600 

100 

1 000 

1 000 

430 

390 

40 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 59 Abs. i der Durchführungsbestimmungen 
zum Umsatzsteuergesetz in der Fassung vom 1. September 1951 


Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 1 
vom 16. Mai 1961 — 2 BvF 1/60 — in dem Ver¬ 
fahren wegen ; 

verfassungsrechtlicher Prüfung des § 54 Abs. 1 
der Durchführungsbestimmungen zum Umsatz¬ 
steuergesetz vom 23. Dezember 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1935) — derzeit angewandt als § 59 
Abs. 1 der Durchführungsbestimmungen zum Um¬ 
satzsteuergesetz in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 1. September 1951 (Bundesgesetz¬ 
blatt 1 S. 796) — 

auf Antrag 

der Bundesregierung 

Bonn, den 5. Juli 1961 


1 wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht in der Fassung des 
Gesetzes vom 26. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 297) 
nachfolgend der Entscheidungssatz veröffentlicht: 

§ 54 Absatz 1 der Durchführungsbestimmungen 
zum Umsatzsteuergesetz vom 23. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1935) — derzeit angewandt 
als § 59 Absatz 1 der Durchführungsbestimmun¬ 
gen zum Umsatzsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 1951 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 796) — ist mit dem Grundgesetz 
vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 


Der Bundes minister der Justiz 
Schäffer 


Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum schleswig-holsteinischen Gemeinde- und Kreiswahlgesetz 


Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 30. Mai 1961 — 2 BvR 366/60 — in dem Ver¬ 
fahren über vier Verfassungsbeschwerden wird ge¬ 
mäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das Bun¬ 
desverfassungsgericht in der Fassung des Gesetzes 
vom 26. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 297) nachfol¬ 
gender Entscheidungssatz veröffentlicht: 

§ 11, § 17 Absatz 2 Satz 1, § 42 Absatz 1 und 3, 
§ 46, § 48 Absatz 1 und 2, § 50 des Wahlgesetzes 
für die Gemeinde- und Kreisvertretungen in 

Bonn, den 10. Juli 1961 


Schleswig-Holstein (Gemeinde- und Kreiswahl¬ 
gesetz — GKWG —) vom 25. März 1959 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 13) verletzen die Grund¬ 
rechte der Beschwerdeführer zu 2) bis 4) aus 
Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes; § 48 Ab¬ 
satz 3 und 4 verstößt gegen Artikel 28 Absatz 1 
Satz 2 des Grundgesetzes. Sie sind nichtig. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 


Der Bundesminister der Justiz 
Schäffer 
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